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öegen die Steuer auf Krankheit i 

für den Sdbufc der Volksgesundheit! 


Der „Verein Sozialistischer Aerzte hat ge- 
meinsam mit der Reichssektion G e sxin gheiH - 
wesen im G e s a m t v e r b a n d tmd der Arbeit s|emeui- 
sch: . Ide mo kr atis eher Aerzte am 3. Jtüi eine Kundgebung 

- ? “h dem Plenarsitzungssaal des Reich swirtsekaftsrats embe 
rufen, am gegen die Pläne der Reichsrcgiemng und des Imler- 
nchmertuaL die zerrütteten Finanzen auf Kosten ^er kranken 
Proletarier zu sanieren, Front zu machen. Die ungeheuerliche 
„Reform" der Krankenversicherung mit der Krankenschein 
gebühr, dem ArzneikosteianteU und ähnlichen Sparmaßnah- 
men stützt sich auf die Unternehmerdenkschriit, in d er es heißt, 
j_o u«.. raske&Vfirsichens^ Faulenzer, uräcwpw 

d- - en-c e- , r. c^JlWso tfrnßziehe.* 


>*v*« •* rt * rnri irgnvKl Jj;' U— k - uu-— — - - , 

Ssr. Simuiaaten! Ausnutzer und sonstige Schädlinge goß^ehc^ 
.bhau der Volksgesundheit, Oie bei festuchen Ge 
legenheiten wie eben erst bei der Eröffnung der Internationalen 
pWü • ussteiluntf in Dresden so laut gepriesen v.urd, wand 
.. '-ich mit aller Schärte in der überfüllten Protestkundgebung 
von den Gewerkschaftsvertretern die Gen. -aul Levy mid 
Hermann Schulz, von den sozialistischen Aerzten die Gen. 
r,. lt -Hm, Friedeberger und Karl Ko. 1 
. e . TJr.varanfv. -örtlich und als Verbrechen am arbeitenden 
Volk wurde von allen Rednern das Vorgehen der herrschenden 
Klasse bezeichnet, das wertrollste^Kapital, che Val ^ 
reit zu verschleudern, ns wurde aargelegt, wie 

"n '.virhsämer Weise durch praktfech« Reformen Zid Ma- 
ssc ; der Reprascntationskosten, des Militär- und 
Ä1TÄ werden könnte, Die ^e^ V^ter 
der bür - erlichen Aerzteorgamsationea mußten horea Ccb s 
durch unberechtigte Kritik an der KrankenYem^mng den 
Boden “är die geplanten Verschlechterungen vorbereitet haben. 
Nach einem Schlußwort des 

dien d a ß 2U ir. Kampfe gegen die volksfeindliche - olitik sich 


iv 


' 


SS Gegen die Sleucr au 1 Srankheil! Für Jen Schuir der Volksgesun Jhcil! 

Versicherte und Aerzte, die wirkliches Verständnis für die Nöte 
des Proletariats haben, über diese Kundgebung hinaus :n einer 
Front zusammenfinden müssen, wurde .die folg ende Entschließung 
gegen 3 Stimmen und einige Enthaltungen angenommen: 

Die reaktionäre Brümng-Regiemng plant als Aast uhrungs organ cer 
Unternehmerverbände eine weitgehende Verschlechterung der kesse n- 
ärztlichen Versorgung, am oof Kosten der Versicherten die Reichs- 
finanzen, insbesondere die Arbeitslosenversicherung » sanieren. Ein- 
zelne Minister bezeichneten dieses Atienici auf die V olksgesnrianc:^ 
'obendrein noch als den Beginn einer „Gesamtreform' der Sozial- 
versicherung. ^ , f 

Ein in seinen Ausmaßen nicht übersehbarer Zuscmmer.b. uch aer 
reizt schon schlachten Gesund keif slage der arbeitenden und arbeits- 
losen Volksmassen ist, wenn die Pläne der Regierung Gesetz werden 
sollten, mit Sicherheit zu erwarten . ..... r 

Die Vorstände der Aerzte- und Kassenverbände, die leider t ruderen 
Abhmtendenzen in der Sozialversicherung nicht immer mit dem nöti- 
gen Nachdruck entgegemulrklen, können nar in engster Kampfgemein- 
schaft mit den Kreisen der Versicherten, den Arbeitern ur.d Angestcl ' - 
ien einer Zerstörung des Gesundheitswesens Einhalt gebieten. 

Statt durch Krankheitssteaer würden durch Zentralisierung der 
etwa 7000 Einzelkassen genügende Mittel erspart werden.^ Irr. übrigen 
wären weitgehende Einsparungen am Reichswehr- und Mcrzneeiat, an 
den Kesten der auswärtigen Vertretungen and an den hohen 1 en- 
sionen zu empfehlen. Eine weitere Belastung der werktätigen bevoi- 
kerung muß auf das Entschiedenste abgeleknt, eine Heranziehung der 
besitzenden Kreise unter allen Umständen verlangt werden. 

Den Kassenärzten und dem ärztlichen Nachwuchs wird anläßlich 
der jetzigen Vertrauenskrise der Aerzteverbände dringend angeraten, 
sich heigewerksc hol flieh zu organisieren. 

Nieder mit der Krankensteuer und der reaktionären Regierung! 

Her mit dem erhöhter. Gesundheitsschutz für die Werktätigen' 


Arbeitgeberverbände undKrai^kenversidheruiig 

DieVereinigungder deutschen Arbeitgeber- 
verbände sucht mit ihren sog. Reformvorschlagen semeü- 
salsbcstimmend auf die Aenderung der Sorialversicherimg ein- 
zuwirken.*) Die Plattform, von der aus dieser t rontaegnr. er- 
folgt, ist durch die in ihr vereinigten Mrchtinteressen eme ge- 
fährliche Arena, daher muß in dem beginnenden Kampfe as 
Rüstzeug gestählt sein. Die Denkschriit schickt 
ten Zielen und Retormvorscniägen eine Art .eierkener t sp- 
rang des Bekenntnisses zur Sozialversicherung im - zip vor- 
aus. Selbst wenn man den Verdacht eines taktischen Manövers 


*) Diese Vorschläge sind inzwischen von der Regierung örüaiag über- 
nomnien worden. 1 c " e 
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nr ; rdrid wollte, c '■'-.ü h diesen Dingen verstehen selbst 
die willfährigsten Wählenaassen keinen Spaß, sind die kläglich 
atisge dachten Abänderungen von so einschneidender Bedeu- 
tung, d aß Wesen und Gestalt der Versicheningsgesetzgebung 
nun nur -.ach dem Willen des Unternehmer hm« geformt sind. 

Da es an vorliegender Stelle im wesentlichen darauf an- 
komxni, die gesun dh ei i che und sozialhygienische Bedeutung 
der Angriffsmoraen te zu beleuchten, sollen die folgenden Aus- 
Üührunget sich allein auf die Krankenversicherung« 
die auch m der Denkschrift als Kernstück der Reform bezeich- 
ne > irc, erstrecken und innerhalb dieser wieder die ihr eigen« 
chkicgende Zweckerfüilung, nämlich Schutz vor und Behänd- 
'an:' der Erkrankung zum Gegenstand der Erörterung genom- 
men werden. Nur ganz kurz soll in wirtschaftspolitischer Be- 
ziehung darauf bingewieseii werden, daß mit dürren Worten 
eine Aenderar.g des Stimmenverhältnisses innerhalb der Kas- 
seavorstände verlangt, das heißt, alle Beschlüsse^ der letzteren 
von der Zustirrznmg der Arbeitgebergruppe abhängig gemacht 
wert 3H sollen, beileibe aber ‘-.eiae Parität in der Beitragszah- 
lung, das .vürde den erträumten Braten versalzen, nur die 
Gieichbe schtigimg — oder sagen wir in der Praias besser — 
die Alleinherrschaft ist ihr Ziel! Aber abgesehen von 
diesen und ähnlichen „verschämten*' Zugriffen nach den Fun- 
d2x_©cien des Kranken verai cb e rungsgebaudes werden auch 
offen sichtliche Einbrüche in die einzelnen Etagen geplant, tme 
Art Sperrsystem soll verhindern, daß Unmoral, Gewissenlosig- 
keit und Verantwortungslosigkeit bei der Erlangung von Kran- 
kengeld maßgebende Strebrichtungen sind. Diese Mentalität 
Sri nämlich jach der Auffassung der kapitalistischen Soldschrei- 
ber, deren Schrifttum den Arbeitgeberverbänden als „mora- 
. Ische“ Stütze dient, durch die Sozialversicherung der breiten 
I. lasse ein , cimp.i worden. Um den gesunkenen Willen zur _Ar- 
bei - w - der zu beleben, muß nach Herrn Hör n eti e r cde eit- 
7 -he der tot und des Zwanges hinter dem Rücken drohen . 

jo beginn, man gleicz beim Kranken und sucht ihm durch 
dreierlei Fußangeln den Zutritt zur ärztlichen Hilfe zu ver- 
c- --ren: Frn-aA soll jeder sich krank Meldende gezwungen 
werden, einen Bahandlungsschein gegen eine Gebühr 
von ; '3-- Mark zu lösen, weiter soll eine obligatorische 
Be - . 1 o r n g der Versicherten mit 25 Prozent 
an den Kosten für Arzneien und Heilmittel durch- 
»führt uze sei ‘eßlich eine Wartezeitron vier Tagen 
vor H breit treten des Krankengeldbezuges festgesetzt werden! 
Resultat: Zuzugsperre zum ärztlichen Sprechzimmer. Was irum- 
meri den Arbeitgeberverband Volksgesundheit, Prophylaxe und 
H iene. wenn e- um „höhere Güter", nämlich um die n durch 
det Schutz vor Krankheit, Invalidität und Alter gesunkene Mo- 
ral der Volksgemeinschaft" geht? Julian Maicusc. 
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Zahnärztliche Stellungnahme zur 
Krankenversicherung 

Zur Frage der Reform der Krankenversicherung, 
die die Lefcensintercssen der breiten Volksiwaa« aufa höd»te berührt, 
nimmt die zahnärztliche Sektion dee Vereins Sozialistischer Aerzte m den 
Hauptpunkten folgendermaßen Stellung: , A 

1 KnekcascheingeDuhr und Zuzah -ag zs ner r. 
nci'k osten müssen von sozialhygjenischen Standpunkt ar.«. äu.scaicacn 
abgelehnt werden- Bei den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen m*mal 
ist 5 eine solche Gebühr für den Arbeiter und besonders far acn Aroeits- 
bsea untraghnr und steht im krassen Widerspruch zu der m der Oef.en L 
SeTSzi mit Recht so propagierten Hygiene, ?«?-ij!axc 
Zahnpflege. Eine sachgemäße Zahnpflege «.ordert unbedingt naulige L. 
to-suchuajfen, die durch die Gebühr verhindere werten. ,. . 

2 -Eige-betriebe. Im Prinzip begrüßen wir sic ms Grundlage einer 
zukünftien Sozialisierung des Heilwesens. Hingegen sond Kliniken m.t 
Beaardlungsz-.vang im Interesse der Versicherten abr-u. ahnen. Im 
vrartiien Wirtschaftssystem soll der Versicherte enisc Wen, welch« orm 
dc- ärztlichen und zahnärztlichen Versorgung am meisten ihm enLp-ic-u 

3 Vertrauensarzt. Falls ein Vertauensarzt vorgeachriebea wird, 
ut « dringend erforderlich, für die Zahnhehandbmg einen /; ahn^zt mit 
dieser Aufgabe ru betrauen, da er allem m üer Lage is., -c.slnngen m 

seinem Fach zu beurteilen. 7»T,„5 rzien 

4 Verhältnis von Krankenkassen zu Zahnärzten. 

TV,n Zahnärzten sind n. E. die gleichen Rechte wie den AetrzUsc z^zan:.- 

ligen in bezug auf Zulassung Kündigung und ^ er 

cisse fZulassungsr.u sach u3 , Reichsansschuß und ilauptansscnuß). L.ese tv, 

S isl noJcndi 2 . um auch dcu Zahuirulcu , Recht. iurumma w 
wie sie sonst schon jedem Arb eitnenmer zustehen und um .ac. so die MiJ- 
stände nt beseitigen, die sich im Verhältnis zwischen Krankenkassen tmd 
Aerzten zu ungunsten der \ ersich«rten aus wirken. 

Wir halten eine Vertretung der Zahne rzUsdiait m den Ausschuss^ ■ 
wichtig, damit sie die Fortschritte der Zahn Heilkunde auf üem. Gebiete der 
Gesundheitsfürsorge und der sozialen Hygiene zur Besprechung und l/tirch- 

führnng bringen können. ...... ^ « 

Mit sozialistischem Gruß 

Die zahnärztliche Sektion des Vereins Sozialistischer Aerale. 

Dr. Camniizer, Chemnitz Dr. EvnM Fabian. B^lm Prof. Kaatoro- 
wicz, Bonn Dr. Karfunkel, Berlin Dr. Schoenberger, Berlin 
Dr. Schragenheim, Berlin Dr« Semmel. _>er-in. 

Zur Dresdner Hygiene- Ausstellung 

Von Th. Gruschka. 

„Bildung war in drei Beziehungen in vor geschriebenen Bahnen 
festgclcßt: . . . sie war — sit venia verbo, d. n. ohne diesen /.ei- 
len eine irgendwie politische Färbung geben zu vrol-.an 
Klassenangelegenheii . . ." 

(Aus dar zur Eröffnung das Deutschen Hygicncmnsenius 
herausgegebenen Festschrift) 

Für uns, die wir die Erkenntnis von der untrennbaren Kor- 
relation zwischen Hygiene und Sozialismus als eine unser Den- 
ken und Leben dauernd bestimmende Uebsrzeugung in uns tra- 


Zar Drescher Hygieneausstsllung 
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<«€11, ist jede ..unpolitische“ Hygiene oder jede, fc sich sc, 
nennt, das Gegenteil von dem, was sie zu sein vorgibt: sie ist 
unw’ssensc k aft ich. Denn die Beschränkung am nur 
eine - T e il der Wahrheit ist eine besondere, die raffinier teste 
Form der Unwahrheit. Wie es nicht bloß Individuen gibt, son- 
dern nur Individuen als Glider der Gesellschaft so gibt es 
keine bloß individuelle Hygiene. Alle Lehren bedürfen hier 
einer Ergänzung. Wer wollte nicht seine Kinder und sich zu- 
reichend und vitaminreich ernähren, wer wollte nicht Blumen 
vor dem Hause pflanzen, baden, wandern und überhaupt alles 
so schör machen, wie das so schön aufgemalt ist. „Doch die 
Verhältnisse, sie sind nicht so!“ Wenn wir also durch cuc Aus- 
s' eil mg gehen — mit großer Bewunderung für die geleiste te 
' rbeit, für die Ordnung in Plan und Aufbau, für die anziehende 
_rid abwechslungsreiche Darstellung und für die meisterhaite 
und Geschmackvolle Gestaltung im Ganzen und im Einzelnen - 
so quä-t es uns, daß in allen Lehren das 1 e t z t e W o f t u n - 
ausgesprochen bleibt. Werder, sie es finden, die Tau- 
sonde, die hier durchgehen? Werden sie erkennen, wie die 
harmonische Welt aufgebaut ward, in der es für jeaermann ein 
Bett. Sonne und Spiel gibt in der die Wirtschaft nur nach dem 
ainen Ziel gerichtet ist, allen die wissenschaftlich erkannten 
biologischen Minima zu bieten? Es liegt m den Widersprüchen 
der bürgerlichen Welt daß sie ständig selbst an der Zerstörung 
- -rer eigenen Ordnung wirkt. So dürfen wir hoffen, daß auch 
diese große Arbeit um die Verbreitung eines Stückchens Bil- 
dung Früchte trägt und recht viele erkennen, daß «J« G«’ 
srnd’ n eiteine — sit venia veroo — Klassenaa ® } ® 
tfeähe fi El und daß sich aus dieser Erkenntnis die Pflicht 
zu — sii venia verbo, sit venia verbo ! — politischem Bekeimen 
uad Handeln ergibt Hoffen wir, daß die Arbeiter nicht nur 
aus der Saufpropaganda in der HygieneaussteUung erfahren, 
daß das Geld diese morsche Welt regiert, sondern daß sie auch 
die Zwieschlächtigkeit des Bürgertums durchschauen. Wahrend 
Deutschland durch die Darstellung seines Kra^enhausw^eiis 
a ‘ de- öffentlichen Gesundheitsfürsorge den Beifall der Welt 
hehcht und erhält, geht das herrschende B^gertum daran, 
risse Einrichtungen abzuWa, ja viele zu beseitigen. Natur 
lieh aus den edelsten Besorgnissen um die Zukur. ri des VoDns, 
das im . Fürsorgestaat“ das Geiuhl der Pfhcht und der \ er 
anti/ortiichkeit für das eigene Schicksal zu verlieren <hoht 
5 j n c ietzi sehr beunruhigt über das Sc winden diesers 
edlen Eigenschaften, die zwar keinen Schutz ge^n Rachitis tmd 
Tuberkulose, wohl aber gegen unangenehme Steuern bieten. 
Es mußte deshalb im Jahre der Internationalen^ 

Ujn ; 3- die Stärkung geschritten werden, namhvh an die btar 
WfcMoäund dri V er anlwortungst ewuß tseins der nun- 

cerbemittelten Bevölkerungsschichten. 
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Der Einflufl der Fließarbeit auf die Gesund- 
heit des amerikanischen Arbeiters 

Von Dr. Hans Ma y er - D az l ande n , New York City fJ. S. A.). 



Der „So z. Ar st“ brachte bereits einige kleine barröge zn 
der wichtigen Frage, wie die Rationalisierung auf die Gesund- 
heit der Arbeiter -und Arbeiterinnen in den Betrieben wirkt. 
Leider fahlen, bisher in Deutschland ciügehec -s Untersuchun- 
gen über die durch die Rationalisieraag usrwäfelhaft bedingte 
Steigerung der Krankeaziftcm. Wir entnehmen dar «D eut- 
scheu Kraak«cka3se" den aachiolgeuden sehr msfruli- 
tivaa Artikel über die Folgen der neuen kapitalistischen _?ro- 
dnktioasnethode in Amerika. Hoffentlich. sind vrir m der Lage, 
recht bald ähnliches Material über Deutschland veröffentlichen 
zu können. Dis Red. 

Die Folgen und Auswirkungen des rationellen, fließenden 
Arb eitssystems sind nicht nur von größter wirtschaftlicher 3e* 
deutung, sondern bilden ein Problem für die Vclksgesundhsit. 

In Amerika wurde die „Fließarbeit' ohne große arbeits- 
osy ökologische Forschungen eingeführt. Eingehende Unter- 
suchungen haben mir gezeigt, daß die gesundheitlichen Schä- 
den weit größer sind, als man angenommen hatte. V/enig. Lite- 
ratur, und noch weniger Zahlenmaterial ist über die Einwir- 
kung der Rationalisierung auf die Gesundheit des Arbeiters zu 
finden. Sehr wenige Oekonomen haben sich mit der Frage be- 




Untersuchungen anzustellen, Tabellen und Statistiken auszu- 
arbeiten und entsprechend die Frage zu diskutieren — von Ab- 
wehrmaßnahmen ganz zil schweigen. 

Durch eingehende Beobachtungen und Untersuchungen in 
Fabriken der Ford Motor Company, der Worthington Pump. 
Machine Corporation und einigen kleineren Werker in ^ meinen 
theoretischen Schlüssen bestärkt, behai_pi.e ich, üaß^zas ein- 
tönige, jahrelang fortgesetzte Arbeiten am Bande, Conveyer 
und Wandertisch eine eigenartige Körperhaltung und Körper 
Stellung erfordert, die zweifelsohne eine Veränderung am 
menschlichen Körper verursacht. Innere Organe werden durch 
langandauemde, eigenartige, durch die Arbeitsmaschinen Fa- 
ding te Bewegungen oder Körperhaltungen aus ihrer normalen 
Lage gebracht Insbesondere trifft diese meine Behauptung atu 
Frauen und Mädchen zu. 

Auch Gelenke, Muskeln und Glieder des Arbeiters erfahren 
leichtere oder schwerere Veränderungen erfahren, die z weiieis- 
ohne bei der Masse der Industriearbeiter vcIksgestmdJ“ amtliche 
Wirkungen haben müssen. Das Nervensystem uni seinen 
feinen Verästelungen und seiner großen Empfänglichkeit für 
äußere Einflüsse wird beim Arbeiter des rat io nell eu Systems 
deformiert. Dadurch werden Wirkungen Lervorgerufep.. die in 
das Gebiet der industriellen Nervenerkrankungen fallen ; was 
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dem Neurologen und dem Psychiater ungemein viel Material 
über die Einflüsse aer Fließarbeit auf die Gesundheit des In- 
dustriearbeiters liefern wird. 

Die Arbeit form! den Geist einer Person, und die Eintönig- 
keit der Fließarbeit ist neben einigen anderen Umständen die 
Ursache der geistigen und nervösen Erkrankungen der In- 
dustriearbeiter. Ich werde an Hand von reichlichem Zahlen- 
inaterr.al das ich in New Yorker Fabriken sammelte, zeigen, 
wieweit die Eintönigkeit und die „Rationalisierung“ die Ge- 
sundheit der amerikanischen Arbeiter beeinflußte. 

Der .Arbeiter in der heutigen amerikanischen Industrie ist 
zu einem Hebel oder einem Werkzeug degradiert, dessen Aus- 
führungen und Manipulationen sehr bald durch lichtelektrische 
.Apparate, Photozeilen und dergleichen getan werden können, 
die das Individuum ganz ausschalten. Da er keinerlei Denk- 
arbeit verrichtet, ja das Denken nur schädlich wirkt bei solcher 
Arbeit, ist der Arbeiter nicht der Leiter seiner Arbeit, sondern 
das Anhängsel der Maschine, des Mechanismus. Er arbeitet 
gar nicht, sondern wird bearbeitet Yen den Maschinen, Schalt- 
üud KontroTlappara Len, die ihn zwingen, diese oder jene Mani- 
pulation ausrafflhren. Die ganze Produktionsarbeit ist auf- 
geteÜ-c in eine Menge kleiner Teilarbeiten, die von den Arbei- 
tern in hundert lausenden von Bewegungen immer und immer 
lade, gemacht werden. Das bedeutet, daß gewisse Gelenke, 
Glieder oder Organe tagtäglich Tausende von Malen dieselbe 
Be" M-i, dieselbe Ansirengung und Entspannung mitmachen, 
‘/ährend der übrige Teil des Köroers in einer ruhigen Lage 
bleibt, die vielleicht — oder besser gesagt, — meistens un- 
■jg' öhnlleh zur normalen Körperstellung liegt. Dadurch ist em 

f 'roßer Teil des Körpers zu* einer passiven, einschläfernden 
Tilung verurteilt, welche bei acht Stunden täglich, im Jahr 
La! 3GC Arbeitstagen, den Arbeiter zu einer Körperhaltung 
bring-; ~.ib an sie gewöhnt, die ungesund und abnormal ist. Be - 
ebaemen vT genau dann verrichten diese Menschen auch in 
: ea ar.dercn Lebenslagen genau dieselben Bewegungen wie 

- der Arbeit. Ich beobachtete Hunderte von Metallarbeitern 
der Wori'ir -ton Corporation, die linksbändige Anlasser an 
ihren Schleif", Polier- und Schmirgelmaschinen hatten, wie diese 
p.- ri- links i: r Eßbesteck benützten, links die Handgriffe zum 
C Lfnen von Fenster und Türen benützten usw. Dabei war die 
I iskälaiur des linken Armes bedeutend stärker entwickelt 
als jene des rechten. Sehr bald konnte ich feststellen, daß 
diese Meta 1 -Oberflächen- Arbeiter in der Benutzung ihres rech- 
Armes, der Finger der rechten Hand ungescmcKt wurden. 
Jü. Ich kennte mehrere Uefälle an den Wandertischen dieser 
- -beiter darauf zurückführen, daß die rechte Hand an Ge- 
schickhchkeL eingebüßt hatte. Vor. den 312 Oberflächen -Ar- 
beitern im Jahre 1926 waten die meisten knapp über zwei 
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Jahre Ln diesem Rießarbeitbetrieb und an denselben Maschinen 
beschäftigt Je länger die Leute in demsel r>en Arbeitssaa und 
bei derselben Arbeit waren, desto hoher wurde die hmallaf- 
fer und die Zahl der verlorenen Arbeitsstunden durch nervöse 
Störungen stieg langsam, aber stetig. 

Gewiß, jeder Arbeiter, der diesen Einwirkungen durch 
Sport und entsprechende Gegenmaßnahmen entgegen arbe:. et 
mag den Einfluß und etwaige Schäden vermeiden oder hinaus- 
schieben; aber dazu muß er wissen, was mit ihm vorgeht. Das 
wissen abc- die meisten nicht, sondern sie werden unbemerkt 
zu einem nichtdenkenden Automaten, der dreAimcerimal an 
Jahr morgens aufgezogen wird für acht, zehn oder zwei _ stun- 
den und der dann gewisse Bewegungen ausiuhrt, wozu ^c- 
Mechanismus, die „fließende“ Produktionsmethode zwing,, in 
seiner Freizeit macht er unbewußt dieselben Bewegungen wei- 
te •*, sei es beim Speisen, Hausarbeitverrichten, Spielen oder im 
sonstigen Alltag. ' Mit anderen Worten, der aufgezogene Auto- 
mat wird nicht abgedreht. Sehr bald würde ein zwacgsr.vc-SoS 
Zurückkehren in seine individuellen Bewegungen oder Körper- 
haltungen schmerzen, besonders bei jenen, bei denen die 
Wirbelsäule durch den Arbeitsprozeß zu einer abnormeren 
Stellung gezwungen wird. Da es nun 2 . rer schmerzt, oder zum 
mindesten äußerst unangenehm sich anlaßt, verfall! ner Arbei- 
ter auch in der Freizeit in seine „berufliche Körperhaltung , die 


eben abnormal ist. . , r . . , 

Der menschliche Automat ist nun in der Industrie sehr 
geschätzt, denn er macht die wenigsten r ekler. Der dec- 
kende Arbeiter liefert die größere F ehlerproduktic n, weil e r 
nicht bearbeitet sein, sondern arbeiten will. Die verz- 
ieren müssen aus der Fließarbeit-Produktion entfernt weraer., 
da sie der Produktion schaden. Nun ist aber jener in <Leser3 
System, von dem heute jede Branche in Amerika eriabt ist, 
ein mehr oder minder denkendes Wesen. Deshalb dauert es 
von 12 bis zu 30 Monaten, den Fließarbeiter zu „senaften . d. □. 
die nichtdenkende menschliche Maschine zur Bedienung und 
Handhabung der Produktionsmaschinerie. Infolgedessen Iahen 
die hohen Unfallziffera in die Kategorie derjenigen Industrie- 
arbeiter, die zwischen einem und dreißig Monatei dieselbe ein- 
tönige. langweilige und geisttötende Arbeit verrichten. 

Die meisten Arbeiter der rationalisierten Betriebe, welche 
vielleicht irgendeine Beschäftigung hatten, die einen gewiss es. 
Grac von Intelligenz und Denken erforderte, klagen bald über 
Kopfschmerzen, Schwindelgefühl und Brechreiz “s nangi ca~ 
von ab, welcher Art der Arbeitsstoff ist ^her die a -Sache 
steht bei allen fest, daß die Augen enorm in Anspruch genom- 
men und geschädigt werden. Die industrielle Arbeiterbevölke- 
rung Amerikas ist zu einer briilentragenden Bevölkerung ge- 
worden, woran zum Teil die Arbeitsmethoden schuld sind, 
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wenn ich auch nicht leugnen will, daß Gläsertragen in Amerika 
rr ebenso auf die Wirkung der Reklame zuruckzuiühren »t 
* j__ eines Radios oder eines Automobils. < € 

^Dieferigen Menschen die sich nun gegen die Automatisie- 
rung ihres Köroers und Geistes wehren, und zwar in jLaufe 

ÄÄÄ'ivÄ 

wirkt, soll weiter unten ausgefuhrt werden. 

\7o aber dieses Persönlichkeitsgefühl gänzlich ausgerodet 
'herrscht geistiger und auch seelischer hrieden 

Automaten. diu kernen 

Erntest kein Leiden und keinen Unterschied in der Arbeit 
mehr kenr.cn, die Teile des Fliefiarbeitsystems geworden sind, 

“itoctafÄd ist deshalb nichts anderes als cm Fried- 
aei v^ grisiig Toten. Durch die Rafaonakse^de r&gog 

iss-a süss »w 

Schäden ries Systems. , ja 

«43; 

*-■ 7 - dhciSe^Ser arbeitete, nicht das geringste davon 
werfcehyäienisch mangelhaft eingerichtet ist und ** Arbetfer 

;7dl^erikams=h S »~ Äs ^^ 

gesetze genauer twchxieben. £ Q f t erscheinenden 

sr-Äft ssriw». *— -■ 
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reiten und dann die Musterbetriebe, die man so bereitwillig 
zeigt, nicht genug loben können. Dies erweckt in Europa dann 
den Eindruck, als wäre Amerika in Gewerbehygiene. Arheiter- 
schutz, Sozialversicherung und Fabrikwohl fahrt führend. Dem 
ist bei weitem nicht so. 

Mit der Einführung der Fließarbeit wurden die Belegschaf- 
ten der großen Werke verringert und das ist eine Ursache, 
warum die Zahl der Unfälle im Laufe der letzten fünf Jahre 
(1924 — 1929) nicht in dem Maße stieg, wie in den Jahren 1920 
bis 1924. Dagegen haben die industriellen Erkrankungen in 
diesen letzten fünf Jahren ganz bedeutend zugenommea, ob- 
wohl die Anzahl der beschäftigten Industriearbeiter in den von 
eigenartig aufgebauten Unfailgesetzea betroffenen Betrieben 
relativ abflau ra. 

Die „American Machine and Foundry Co.“ in Brooklyn be- 
schäftigte im Jahre 1921 noch 20S4 Arbeiter, am 31. März 1930 
nur noch 290 bei einer beinahe gleichgebli ebenen Produktion- 
Früher (1921) waren zum Hochofenabstich in diesen Werkern 
zwölf bis fünfzehn Mann nötig, heute zwei bis drei — dennoch 
stieg die Zahl der durch Krankheit und Unfall verlorenen Ar- 
beitsstunden um IVz Prozent 

Von 1920 — 1924 wurden 441 S30 Unfall- und^ Bemfskrank- 
heiisiälie bei der New Yorker UnfalL-Kommission gemeldet, 
darunter 5492 Todesfälle, 206 totale InvaliditätsfäUe. Der 
Durchschnitt der Jahresansprüche war 38 366 Fälle. 

Im Jahre 1923 — in dem die „Fließarbeit" in New Yorker 
Betrieben schon solche Formen angenommen hatte, daß ~cm 
den Betrieben nur die kleinsten Umfanges noch nicht rationali- 
siert waren, wurden 95 365 Unfall- und Beruf skraakheitsf alle 
gemeldet und dafür 28 Millionen Entschädigung^ ausbezahlt 
(die erste Woche keinerlei Entschädigung, ab der zweiten 
Woche 66*/* Prozent des Lohnes, aber nicht mehr als 25 Po 1 - 
lars pro Woche). 

Das Jahr 1928 zeigt also ein Steigen der Unfall- und Krank- 
heitszifier um 6999 Fälle, trotzdem bereits die Zahl der In- 
dustriearbeiter in den Großbetrieben durch dis Rationalisie- 
rung abgenommen hatte. New York versichert nur gefährkcb : 
Industrien und Arbeitsstätten, also keine Bankbüros oder V er- 
kaufsange stellte. Tn den letzteren Kategorien passieren mehr 
Unfälle durch die Einführung elektrisch betriebener Rechen-, 
Buchungs- und Sortierungsmaschinen, Adreßautomater^ und 
Yerpackungsmechanismen nebst „fließenden“ Bändern, Trans - 
portriemen und dergleichen als unter dem bisherigen System. 

Die Fationalisierung hat den Arbeitsprozeß gefährlicher ge- 
macht, da diesem System eine Reihe von Sichenmgseicrich- 
tnngen im Wege war, die man abschaffte, um die Produktion 
nicht zu hemmen. Dadurch sind die Einwirkungen der Ar- 
beitsstoffe (Papier, Chemikalien; Holz, Metallstaub, Eiinste, 
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Porzellan, Blei nsw.) auf den Arbeiter schädigender als bis- 
her. Sr'e tc Gewerbehygiene schon früher nicht viel mit bei 
der EinrichLun;, amerikanischer Arbeitsstätten, dann hat man 
bei der Rat'cnajisierung noch weniger die einfachsten Gesund 
heitsschatzmaßnahmen beachtet. 

Die Fließarbeit hat eine ganz neuartige Erscheinung unter 
den Berufskrankheiten erzeugt, die bisher — und leider auch 
heute roch -icht beachtet wurde. In zehn oder fünfzehn Jahren 
wird man erst erkennen, daß die Zahlen der Unfälle und der 
körperlichen durch C-ase, Staubteile, Dünste und Feuchtigkeits- 
ei rwi _ kungen f hervorgerttfenen Berufskrankheiten durch ner- 
vöse und mentale Erkrankungen und Leiden abgelöst sein 'und 
in ihren Ausmaßen vielleicht die bisher bekannten übertref- 
fen werden. 

Da ist zunächst einmal die gewerbliche oder die industrielle 
Neurose. Man behauptet, daß die Bewohner der Stadt New 
Jcrk eine Generation ven Neurasthenikern sind, erzeugt durch 
der Heidenlärm unseres Siraßenlebens bei Tag und Nacht — 
was allerdings den Europäern nie passieren kann, da dort doch 
ganz andere Verhältnisse und strengere öffentliche Gesund- 
heit skontrolle herrscht als hier. 

Einer Schritt näher der. Arbeitsstätten zugewandt, erkennt 
der Verfasser die neurasthenische Generation, die heute in den 
Fabriken gezüchtet wird, durch das rasende Tempo unserer 
eintönigen Arbeitsweise. 

Von 12C0 Mädchen, die in einer Biskuitfabrik arbeiteten, im 
Alter von 16 bis 30 Jahren (sie halten am fließenden Band die 
einfachsten Manipulationen zu tun) wurden mehr als 856 nach 
achtmonatlicher Arbeit wegen Nervenleidens ärztlich behän- 
der. Ein Mädchen schloß in 60 Minuten 45 Pakete a 10 Schach- 
teln und tat die Arbeit für elf Monate, als sie nervös zusam- 
merä "ach. Sämtliche Mädchen klagten dem Fabrikarzt wäh- 
rend eines Jahres einmal, manche mehrere Male über Nieren- 
und RückenschmeTzen. Alle Mädchen haben runde, hohe 
Hocker ohne Lehne, von denen aus sie die auf das Baad ge- 
brachten. Arbeitsstücke (Lebkuchen, Biskuits und Zwiebacke) 
entweder zu glasieren, oder zu sortieren, abzuzählen, einreihen, 
einpacken, schließen, Etiketten anzubringen und wiederum in 
größere Packungen zu bringen hatten. Da die Löhne nur zwi- 
schen 12 :nc 18 Dollars die Woche betruugen, war darauf 
gesehen, bei Mehrleistungen Prämien herauszuschlagen, und 
das Tempo des Bandes wurde erhöht. 

Hiewei: die Mädchen stumpfsinnig wurden, und weiter in 
solchen Betrieben werden, ergab die Umfrage, was sie in ihrer 
Freizeit tun, und was sie taten, bevor sie Fabrikarbeiterinnen 
im Fließarbeitssystem wurden. Da das Zcitungslesen als ein 
Gradmesser selbst an Hochschulen gilt, wurde auch hier damit 
begonnen. 89 Prozent gaben an, nur Blätter zu lesen, die mar. 
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in New York als „TobloicT bezeichnet, cs sind dies die Sensa- 
tionsblätter mit vielen Illustrationen und Skandalgeschichten. 
Von Büchern wurden ebenfalls nur sensationelle Ausgaben, kit- 
schige Geschichten und ebenso Schundliteratur-Magazine gc" 
nannt, während mehr als die Hälfte der Mädchen (57 Prozent, 
eine Schulbildung hatten, die einer besseren Bürgerschule oder 
den unteren Graden einer europäischen Mittelschule ent- 
sprechen würde. 

Von den angeführten 1200 Mädchen ixugen 312 Augenglaser 
beim Eintritt, nach einem Jahr 731! Die Augen werden durch 
die fortwährende Bewegung des Arbeitsstückes sehr oeein- 


flußt und geschädigt , 

In einem Betrieb in Long Island City, in crem nur So trauen 
an Damenschuher arbeiteten, waren alle durch die eigen- 
artige, ständige Bewegung des rechten Armes und die vollstän- 
dige Ruhe des linken Armes mit Brustschmerzen auf der rech- 
ten Seite behaftet Die Verstärkung der rechtseitigen Musku- 
latur hatte eine leichte Verstärkung und Vergrößerung der 
rechten Brust zur Folge. Beschwerden solcher Art können 
nicht als entschädigungsberechtigt angesehen werden. _ 
Interessant mögen einige Zahlen einer privaten versicüe- 
rungsbank in den Staaten sein, die Unfälle betreffen und ein 
weiteres Steigen derselben zeigen? 

1926 wurden dieser Versicherungsgesellschaft 2535 Fülle berichte. 

1927 „ .. J553 „ 

1923 n j*69? •• 

1929 M * 293: - 

Gleichzeitig stiegen die Ansprüche für Nervenkrankheiten, 
Gehirnleiden und Leiden der Atmungsoxgane (Wegfällen man- 
cher Entlüitungs- und Absaugeeinrichtung, weil für die Ratio- 
nalisierung hemmend). 


1926 wur der 39 Fdilc 

5 Anr 


^40 V i ;; ” 

1929 „ ....... 5o „ 

von GehirrcrkraEkiingen berichtet. 

Dabei stiegen die Nervenleiden (welche ofi nur das An- 
fangsstadium von Gehimleiden sind) von 696 Faller in 1926 a f 
768 : in 1927 und 870 Falle in 1928. . 

Das alles bei einer privaten Gesellschaft von Industriearbei- 
tern. Die Selbstmorde haben sich von 31 Fäden in 1926^ auf 
41 in 1929 vermehrt, wobei bezeichnenderweise Nervenieidei. 
an erster Stelle stehen. . 

Woher kommen aber alle Nervenleiden bei den amerikani- 
schen Arbeitern, and welches sind die Ursachen, daF von der. 
3000 Arbeitern der Worthingion Pump Machine Co. Harr : son 
im Jahre 1926 nur 12 Prozent, im Jahre 1927 schon 18 Prozent, 
im Jahre 1928 schon 29 Prozent, im Jahre 1929 bereits 34 Pro- 
zent der Krankheitsfälle vom Fabrikarzt mit „nervous breaü- 
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down ' (nervöser Zusammenbruch) klassifiziert wurden? Es ist 
interessant, genau ’ orzngeben und zu unterscheiden zwischen 
Ermüdung irud Erschöpfung. Ermüdung ist ein Zustand, der 
durch instinktive Temrnung der willkürlichen Willensimpulse 
hervorgerufen wird und den Muskel vor schädlicher Ueber- 
amstrengung schützen sclL Ermüdung ist also eine regulato- 
rische Hemmung, die von der Arbeit zurückhält, um Erschöp- 
fung zu vermeiden. 

Der Unterschied zwischen Ermüdung unci Erschöpfung be- 
steht darin, daß ein erschöpfter Muskel infolge gewisser Ver- 
änderungen in seinem Innern oder im Nervensystem zur Wei- 
-e.führung der Arbeit aus physikalisch-chemischen Gründen 

nicht mehr fähig ist. 

Ermüdung kanr durch Ruhe ohne Folgen beseitigt werden. 
Erschöpfung dagegen hat Veränderungen im Gewebe hervor- 
gerufen, die zu dauernden Schädigungen führen. 

Das fliehende Arheitssystem führt tagtäglich zur Erschöp- 
fung unserer Industriearbeiter, und damit zu dauernder Schä- 
digung der Gesundheit des arbeitenden Menschen in diesem 
System. 

Die Frau ieidet jedenfalls früher lind auch relativ mehr 
darunter als der Mann. Ganz klar ist, daß die Unfälle, soweit 
sie direkt aru Band geschehen, zum großen Teil auf die über- 
eilten Nerven der Fließbandarbeiter zuriiekzuführen sind. _ 
Heute, wc der Arbeilsmarkt in Amerika sehr schlecht ist, 
sehen wir eine noch gesteigerte Nervosität in der Arbeitsver- 
richtung, ca der . erheiratete amerikanische Arbeiter verschul- 
det h;. und jede Woche 50 und mehr Prozent an Abschlagszah- 
lungez eiHei ’ür sein Auto, Radio, seine Möbel, sein Häuschen 
,;sw. - ein System, das hier in den Staaten Formen angenom- 
men hat, die den Europäer erschrecken lassen. Wird das Ar- 
beiisquanitun rJchi erreicht, so befürchtender verheiratete Ar- 
beiter Entlassung, infolgedessen größere Hast am Band. 

- ühErerseits hat die Fließarbeit auch merkwürdige soziale 
YOkurgcr., die mau klar erkennen kann, wenn man selbst 
•in arbeitet und mit den Betrieben und Belegschaften ver- 
traut ist. Viele junge Arbeiter und Mädchen, die einmal ar- 
b 3 i.; los ^ 2 ' -erden sind und nach, einigen Tagen und Wochen 
sich wieder von der Erschöpfung erholt haben, werden von 
rinem Leider erfaßt, das ich ,,Phobia“ nennen möchte, und das 
nicht: anderes ist, als die Furcht vor dem rationalisierten Be- 
lieb mic laufendem Arbeit sband, großem Tempo, monotoner 
ur: geisttötender Arbeit. Das bringt diese Klasse von Men- 
scuer. aus ’.jUtstt: Geleise und sie helfen mit, dic^ Zahl Uer Kri- 
minalfälle ir Amerika zu vermehren, und machen die „Ver- 
brechens-Welle" noch größer. < # 

Tldse Leute sind krank, halbmechanisiert und leiden an 
Arbeüsangst — eine durch die Fließarbeit erzeugte Nerven- 
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krankheit, welche heute noch gar nicht genügend beachtet 
wird, aber schon ihre Resultate in den Statistiken der babnir- 

büros zurückläßt. . 

Nicht allein das Augenlicht, sondern auch der I astsirn, die 
Aufnahmefähigkeit, die geistige Tätigkeit, das Begritrsyermc- 
gen und die ganzen körperlichen Funktionen, wie Verdauung, 
Blutzirkuiaiion usw. leiden, nein, auch die Veränderungen, ner- 
vorgerufen durch die Arbeitssiellung aes Körpc - s i V erkü min c- 
rung von Muskelpartien, Veränderung der Lage von Nieren, uer 
Gebärmutter, Därmen usw . Starkausbildung mancher Muskeln 
und Gewebe infolge Üebermäßigkeit des Gebrauches usw.) sind 
eine Folge der zweiten „Phobia“, nämlich jener der vollkom- 
menen Willens! osigkeit , diesen schädlichen Einwirkungen der 
Arbeit entgegenzuarbeiten. Wir sehen, wie schwer diese In- 
dustriearbeiter für die Versammlungen, Vorträge, bport- und 
kulturellen Veranstaltungen zu erhalten sind, weil sie er- 
schöpft sind und werden, jeden Tag, an dem sie vn den ra- 
tionalisierten Industrien arbeiten. Sie haben jede nnergie ver- 
loren, durch Sport und Spiel diesem Dämon des körperlichen 
und geistigen Todes entgegenzuarbeiten. . 

Seü 1920 ist die Zahl der Geisteskranken, die aus Arbeit er - 
kreisen kamen, in den Staaten um 9% Prozent gestiegen und 
zwar besonders im industriellen Oster.. 1929 wurden 293k Mäd- 
chen aus Arbeiterkreisen in der Stadt New iork verurteilt, 
gegen 1231 im Jahre 1920. Phobia I — oder Arbeitsangst vor 
dem Betrieb, wo man nur der Hebel der Maschine ist. 

Aber nicht nur direkt in den Fabriken isi diese Erscheinung 
von mir beobachtet worden, sondern auch m v r ersandhauserr 
großen Verpackungszentralcn, Milchabfüllungssiationen der 
^Borden“ oder der „Sheffield Farm Co.“, welche die 7 Mil- 
lionen New Yorker jeden Tag mit Milch versorgen. ^ Selbst m 
Kontoren der Adressen- und Postrekiame-Firmen unden wir 
diese Art von Einwirkungen, wenn auch nicht in dem Maße. 

In einer Abhandlung, die mir vorschwebt, sobald ich mit 
einer Reihe weiterer Beobachtungen zu Ende bin, mochte ich 
an das Problem der Gegenmaßregeln herantreten. Zweifels- 
ohne dürfte eine Fünfminutenpause nach jeder 55-imnuten- 
Periode helfen, um Mensch und Maschine eine Ruhepause zu 
geben, ferner der öftere, vielleicht wöchentliche Belegschafts- 
wechsel für jede Abteilung, deren Charakter es erlaubt — und 
viele, sehr viele erlauben das. 

Dann einen kürzeren Arbeitstag, eine vielleicht .längere 
Mittagspause, in der zum Sport oder Spiel Gelegenheit gebo- 
ten ist, um dem Körper Erfrischung zu geben und den Geist 
vor Erschlaffung zu retten. Der Arbeitstag kann unter den 
Produktionsverhältnissen leicht auf sieben oder sec 'S Stunden, 
verkürzt werden, da die rationalisierte Betriebsweise diese 
Kürzung ausgieichen wird, ohne daß nöhnkiirzung. ein treten 
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müßte. Dar produzierende Arbeiter muß ein Arbeitssystem 
haben, das die Vernichtung und Schädigung der Volksgesund- 
heit verhindert. 

Cb durch Linse halten von Radio-Lautsprechern, mit kur- 
zen Programmen :ür die Pausen die Monotonie der Arbeit ver- 
mindert v/ird, muß versucht werden. In Philadelphia machte 
das dar Geschäftsführer einer kleinen Strumpfwarenfabrik als 
Mittagspausen- Unterhaltung und der psychologische Effekt war 
gut — dabei kostete die ganze Sache nur wenige Dollars. 

Welcher Art die weiteren Maßnahmen sein müßten, kann 
man erst nach längerem Experiment ersehen. Tatsache aber 
bleibt, daß Pausen, kürzerer Arbeitstag, bessere Gewerbe- 
hygiene und Arbeiterschutz, sowie die Indienststeilung von 
Sport, Körperkultur und vor allem — die Untersuchung, Ta- 
bellierung und statistische Lrfassung der Einflüsse der Fließ- 
arbeit uns der Lösung der Probleme näherbringen, bevor man 
erst durch die Not der Entwicklungen gezwungen sein wird, 
diesen neuen Fragen zur Erhaltung der Voiksgesundheit Be- 
achtung zu schenken. 


Die präge der Arbeitszeit und Arbeitsintensität 
eis physiologisches und psychologisches Problem 

Von Dr. L. Pikier, Budapest. 

(Nach dem Vortrag im Y.S.Ae. Ungarn.. 

Die Arbeitszeit: rage ebenso wie oie der Arbeitsintensität 
vr'rti gegenwärtig im Lichte der Arbeitslosigkeit von sozialisti- 
scher Seite stark diskutiert. Auch die Arbeitszeitregelung, deren 
Prinzipien schon durch das üebereir.kommen von Washington 
1919 bestimmt wurden, bildet den Gegenstand der Junisitzung 
c.es Internationalen Arbeitsamtes. Die Arbeitsintensitälsfrage 
wird im Lichte der Rationalisierung besprochen. Beide Fragen 
— die sich eines hohen Interesses in parlamentarischen und 
außerparlc -nentarisciien Kreisen erfreuen lassen sich aber 
einen gemeinsamen Nenner reduzieren. Bleibt nämlich nur 
die Brutto- Arbeitszeit geregelt, ohne Rücksicht auf che Arbeits- 
i. tensität, sc können die Folgen der ersteren durch die kom- 
nensatorische Wirkung der letzteren nicht nur in der Prodiik- 
lic-u, sondern auch in sozialhygienischer Hinsicht beeinflußt 
werden. Da nun Hie steigende Arbeitsschnelle durch die Ra- 
tionalisierung gesteigerte sozial hygienische Gefahren biete t J , so 
müssen wir nunmehr die Arbeitszeitregelung als -i.be. holt be 
trachten. 

-) Siete E. Cohn: Steigende Krankcnziffem als Folgen der Rationali- 
sierung. Der Soz. Arzt I53ö. Nr. i. 
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Wir wollen im weiteren den Wechsel von Arbeitslose 
und Arbeitspause betrachten. Sei die entere ein Arbeitsteg 
selbst, so ist unsere Frage die Arbeitstagfrage. Bildet die 
erstere dieArbeitswoche, so sind wir bei derFrage der Woche n- 
pausenregelung. Analysieren wir aber Arbeitsphase und Pause 
in einer Stunde, wie dies nach Tayior, Gilbreth und B£- 
d e a u x geschieht, so gelangen wir zur Frage der Arbeitsinten- 
sität, die die Rationalisierung eben steigern will. Ein pn. npiel- 
ler Unterschied zwischen Zeit- und Intensitätsfrage besten! sormi 
nicht; es ist bloß der Unterschied einer Größenordnung. Wir 
glauben deshalb, daß die Gesetze, die uns die Elementar-Ana- 
Lyse der Arbeitspausen und Arbeitsphasen im allgemeinen bie- 
tet, auch zur Grundlage der praktischen Arbeitswissenschatt 

dienen können. , c 

Wir untersuchen nun die Herzarbeit mit Wechse. uer aysto- 
Hen und Diastolien, indem wir ein Elementarbeispiel des Ar- 
beitsrhythmus erkennen. Vergeblich würden wir hier ein ge- 
wisses Leistungspecsum, als Gesamtwert der Einzelarbeitspha- 
sen fesisetzen. Dauerarbeit ist ohne Rhythmus ment möglicn, 
wir müssen einfach damit rechnen. Wir können auch tue 
Rhythmasbedingimgen der tetanischen Muskelkontraktionen 
untersuchen oder nach der Mosso'schen Methode die ‘.rJIkür- 
Hchen Muskelkontraktionen in der Größenordnung der Setei- 
den, so wie es Maggiora tut: der Rhythmus ^ ist nicht bloii 
eine Vorbedingung der Oekonomie, sondern cie —er Bure ui ui ir - 
barkeit eines gewissen Arbeitsquantums selbst. 

Die modernen RationaKsiertmgpmrichtungen rechnen auch 
mit dieser Notwendigkeit, indem sie nacn verscriedenen , " 
aufn ahmen“ bloß einen aliquoten Teil der BruttoarbeitszeiL für 
„wirkliche Arbeitszeit“ festsetzen, der sich nach Be d e a ux so- 
zusagen prozentmäßig berechnen läßt. Die Bestimmung .r.;eses 
Pensums’ ist aber nicht mit voller Rücksicht au: die arbeus- 
physiologischen Erfordernisse, sondern nach den Gesichtspunk- 
ten der Produktion festgesetzt. Bekanntlicherweise ist das vor- 
geschriebene Pensum vom Lchnsysiem abhängig, die Ar! u,_ 
schnelle ist somit extraphysiologisch bestimmt, ihre Steige- 
rung wird bei den verwickelten Stundenlohn- Akkord-Komb:r. a- 
tionssystemen durch die Pensumbestimraung erzielt, z. B. nach 
Ford durch das Transportband, das jederzeitige Pensum ist da- 
nach zu steigern. 

Die genannten xMethoden, die natürlich nur den einen Teil 
der Rationalisierung bilden, sind auch methodologisch bean- 
standet worden, physiologisch sind sie geradezu unrationell 
[L a h y, A e t z 1 e r, D u r i g), soziologisch sind sie unter aJen 
Umstanden einseitig, da sie bloß die Interessen der Produktion 
imAuge haben. Eigentlich könnten wir auch über eine physiolo- 
gische Rationalisierung sprechen (Amar, Atzler, Lehmann), was 
leider nur akademisch eine Rolle spielen kann. Uebrigen. 
steht die Rationalisierung im physiologischen Sinne ebenso, wie 
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die Arbeitspause primär im Interesse der Produktion; ein Op- 
d. h. »ne Ausgleichung der Arbeiter- und kapitalisti- 
schen Interessen, bleibt nacL Marx und Ricardo immer 
problematisch, -wenn nicht prinzipiell anmc glich! ^ 

in diesem Sinne D erblicken wir die Literatur über Stunden-, 
Tages-, Wochen- and Jahresarbeit, mit Rücksicht auf die For- 
schungen von Marey, Taylor, Miinsierberg, Mosso. Pieraccini, 
K. Bernays, KraepeLn, Abbä, Kölsch, Atzler, Dung, Joteyko 
usw. : Das Endergebnis ist, daß praktisch leider immer nur ein 
Lcistucgsmanirmun gefordert wird, ohne ein Ermüdungsmmimum 
zu berücksichtigen. . , 

Die Ermüdungsforschungen fordern aus pr.yaologiscn-ny- 
gieoischen Motiven eine Regelung der Arbeitsintensität, d. h. 
eine meder ne Gewerbeaufsicht, die auch besonders auf die Ra- 
tionalisierung eingestellt ist. Sonst ist die Arbeitszeitrege lung 
ohne jeglichen Erfolg. _ _ 

Mit besonderem Interesse beschäftigen wir uns auch mit 
der Kinderarbeit [inklusive Schularbeit), die nach Burgers tein, 
Kraepelin, Durig, Kölsch, Sikorsky, Griesbach in ihren hygieni- 
schen Beziehungen besprochen wird. 

Das Ermüdtmgsproblem bildet naturgemäß nur einen Teil 
der me Betrachtung: der hygienischen. Gleichwer- 

tig ist der psychologische Teil. Die Forschungen über AJbeijs- 
' _st (Munsterberg, Alvfün, Levenstein usw.) zeigen, daß die 
Psychologe e Bedingungen armudungsphysiologisches Korre- 
’et besitzen. Es besteht iedoch ein autonomes psycimlogiSCii.es 
Arbeitsprohlem, das sein Interesse auf die Arbeitswertung rich- 
tet. d. h. darauf inwiefern eine Arbeit mit dem Lebensziel be- 
und mit Lebensinstüikten unbewußt verknüpft ist. Der 
physiologische Satz, nachdem die Arbeiter ein :*urzgemessenes 
Leben besitzen, fordert eine besondere Rücksicht auf den Le- 
bensinhalt, der in meiner Beschränktheit nur mit der Erfüllung 
der Lebensinstinkte und Lebensziele eine Vollkommenheit er- 
reichen kann. 


Das Säug ingssterben m Lübeck 

Von Dr. Lee Klauber. 

Allmählich, beginnt die Oeffentlichkeit durch den Schleier 
r- blicken der bewußt vor die Lübecker Tragödie gezogen 
wurde, -:r.£ die Schuldiger. — leider zu spät — zur Rechenschaft 
zu ziehen. Sozia' üemokrater. und Kommunisten m der ^iaai- 
vertretuntf Laben die Amtsent Setzung das Prof. De y k 3 uaü 
des ledizinalrats Dr. Altstadt erzwungen. Mit Fug und 
Recht! Wann rafft sich der Staatsanwalt auf, den Paragraphen 
dar fahrlässigen Tötung in Bewegung za setzen, nachdem durch 
'Vschleierung des Tatbestandes die einzigen Beweisstücke, 
nämlich die Original-Caknette-Kulturen, leider verschwunden 
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sind? Zwei schlüssige Schuldmomenie schälen sich 
jetzt ans dem Komplex heraus. 

1. Die den Säuglingen eingegehenen Kulturen waren nicht 
die von Calmette nach Lübeck gesandten, sondern richtige und 
wirksame Rinder- oder MenschentuberkeibaziLlen. Niemand; 
auch das Reichsgesundheitsamt nicht, glaubt mehr an dis Ver- 
wandlung der unwirksamen in wirksame Bazillen, wie man uns 
noch vor einer Woche glauben lassen wollte. a.ueh das Reichs- 
gesundheitsamt nimmt an, daß das „Ausgangsmaterial" e ch i« 
Tuberkelbazillen enthalten habe. Was unter dem Ausgangs- 
material zu verstehen sei. darum wird noch geredet. Da 
aber Prof. Deyke in angeblicher „Erregung“ die ihm geliefer- 
ten Originalkeime weggeworfen hat, bleibt nur die ob en- 
gesagte Schlußfolgerung, daß es sich nicht um den Bazillus Cal- 
mette-Guerin, sondern um den vulgären Lübecker Tuberkel - 
bazilius gehandelt hat. Weiter von einer „Calmette-Impfung“ 
zu schreiben, ist daher in doppeltem Sinne irreführend. 

2. Das sträflich übereilte Vorgehen des Stadtmedizinialrats 
Dr. Altstadt bestand darin, daß er nicht, wie jeder vernünf- 
tige Mensch zuerst mit uns annahm, nur die familiär schwer 
gefährdeten Kinder mit dem angeblichen 5CG fütterte, son- 
dern wahllos alle in der fraglichen Zeit Geborenen, deren Eltern 
sich damit einverstanden erklärten, ohne auch nur bei den Ge- 
fährdeten eine von Calmette geforderte strenge Isclierzeit ein- 
zuhalten. Natürlich hätten auch diese Maßnahmen nichts ge- 
nützt, da es sich in Lübeck ja nicht um den abgeschwächten, 
sondern den vollwirksamen Tuberkelbazillus handelte. 

Von der unmittelbaren Schuldfrage zum Grundproblem der 
Zulässigkeit ähnlicher Maßnahmen. Hier muß unumwunden 
und klar ausgesprochen werden, daß die Bestrebungen, durch 
bakterielle, chemische und sonstige medikamentöse Verfahren 
die Krankheiten zu heilen oder ihnen vorzubeugen, vorläufig 
noch nicht unterbunden werden können, selbst wenn 
die sozialen Gesundheitsfaktoren durch eine pro 
letarische Revolution in den Vordergrund treten. Auch durch 
die wirtschaftliche Umwälzung werden die Krankheiten noch 
nicht mit einem Schlage aus der Welt geschafft sein. Solange 
Wohnungsnot, Ernährungsschwierigkeit und 
Alkoholismus noch, nicht ganz beseitigt sind, wird auch 
ein Arbeiterstaat gut daran tun, die Proletarierkrankheiten 
durch vorbeugende Maßnahmen zahlen- und wirkepgs- 
gemäß zu verringern. Jedenfalls ist in der Sowjet t n i o ~ 
dieser richtige Weg seit langem beschritten. Calmette erwähnt 
unter vielen anderen Staaten, die in gewissenhafter Weise 
seiner Methodik folgten, auch die Sowjetunion, die, wie 
wir von einem sozialistischen Staate mit Recht erwarten, die 
ungeheure Bedeutung der prophylaktischen Medizin 
auch auf zahlreichen anderen Gebieten erkannt har. 
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Und ein Wort schließlich, zu der Verwendung lebender 
Krankheitserreger zu Vorbeugungs- oder Heilzwecken. Die 
Methoden, wie sie ln Berliner städtischen Krankenhäusern bis 
vor urzem gei t wurden, wurden von mir aufs schärfste ge- 
hrandmarkt und in der Gesundheitsdeputation Richtlinien zur 
Annahme gebracht, die ein rierumexperimentieren an Menschen 
strengstens ur. ic: -sagten. Dem wissenschaftlich gebotenen, mit 
allen Sicherungen zu umgebenden, ernsten Streben nach Hei- 
lung und rrophvlaxe sollen aber nicht die Wege versperrt 
werden. Wegen der verbrecherischen Unachtsamkeit in Lü- 
beck können wir nicht den technischen Errungenschaften (lei 
letzten Jahrzehnte ,r alet sagen und zur Gesundbeterei und zur 
ZeUeis -Behandlung auffordern. Die am 14. März 1930 im 
Rjeichsgesundheiisrat angenommenen Richtlinien für experimen- 
telle Untersuchungen am Menschen sagen unter Punkt 7: „Die 
Verwendung von lebenden Krankheitserregern ... ist nur dann 
als zulässig zu erachten, wenn sowohl die relative Unschäd- 
lichkeit, als auch ein auf andere Weise nicht zu erreichender 
Mutzen erwiesen ist.“ Nach ähnlichen Gesichtspunkten gehen 
die sowjetrussischen Aerzte vor, die z. B. auf der vorjährigen 
Scharlachkonferenz in Königsberg durch Bekundung einer 
großen Verantwortungsfrcudigkeit in ihren Berichten auffielen. 

Also nochmals: Bestrafung der Schuldigen von Lübeck, 
Sicherheit gegen leichtsinnige Experimentatoren, Kampf in ver- 
breiterter Arbeiterfron L gegen die gesundheitliche Verelendung, 
b^r t esihalten an wissenschaftlichen Erkennt- 
r. i s u e n in Technik und Medizin. Das allein sind cie marxisti- 
schen kritischen Ergebnisse der Lübecker Katastrophe. 

Der Y.S.Ae. zu den Vorgängen in Lübeck 

.Der Verein Sozialistischer Aerzte, zu seinem Reichstreffen in 
Dresden versammelt, nimmt mit tiefer Bewegung zu dem Massenster- 
ben der überker Säuglinge Stellung und erhebt schärfsten Protest 
gegen die Leichtfertigkeit der verantwortlichen Instanzen. Die wirk- 
samste Bekämpfung dar Tuberkulose können wir nickt in Schnizfiitte- 
... sondern vornehmlich in der Beseitigung der unhygienischen 
Ernchrungs Woknungs- und Arbeitsverhälthisse erblichen. 

De~ Verein Sozialistischer Aerzte fordert, daß die Vorgänge in 
Lübeck anf das strengste untersucht werden und die Schuldigbefun- 
- zur Verantwortung gezogen werden. Der Verein Sozialistischer 
Aerzte fordert ferner weitgehende Fürsorge für die Kinder und ihre 
~-ni::en. Darüber hinaus müssen bei der jetzigen Notlage der werk- 
tätigen Sc. :1er. in r. die Gesundheits-Schutzmaßnahmen und Sozitd- 
letstungzn in jeder Hinsicht ausgebaut werden. Die arbeitende Be- 
völkerung wird daher zum einheitlichen schärfsten Kampf gegen die 
dis Sozialfürsorge abbauende reaktionäre Regierung Brüning-Schiele- 
^'rpvirtmus auf gefordert, um die dringendsten Forderungen tdr die 
Erhaltung von Gesundheit und Arbeitskraft durchzusetzen." 
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geordnete Stelle ein. Als Beweis dazu kann die Tatsache 
dienen, daß die Zunahme der Abtreibungen in Westeuropa 
trotz der repressiven Politik eine raschere ist als in der RSFSR. 
Nach den Angaben von Bentin, Ileinemann und L i e p - 
mann waren die Zahlen der Abtreibungen in Deutschland 


wie folgt: 

19: 1 . . . . 240 000 

1923 .... 500000 

1924 .... 875 000 


Die Gesamtzahl der Abtreibungen, die im Jahre 1927 in 
den Städten der RSFSR registriert werden konnten, betrug 
201 480. Allerdings sind die Angaben -nicht ganz exakt. Eine 
gewisse Zahl der Abtreibungan, die in unseren Hospitälern und 
privaten Heilanstalten dmchgeführt wurden, sind berücksich- 
tigt, d. h. fast alle, die überhaupt vergenömmen wurden. 

Was die repressive Politik anbetriät, so scheint sie auf 
Frauen, die sich zu dieser Operation entschließen, nicht einzu- 
wirken. Aber sie wirkt auf das schädlichste auf die Gesund- 
heit. Es ist ja kein Geheimnis, daß die bemittelten Gesell- 
schaftsklassen Westeuropas die Möglichkeit haben, sich bei 
dieser Operation die Hilfeleistung hochqualifizierter Aenzte zu 
sichern und sich für einen sehr hoben Preis dem Risiko zu 
entziehen. Für die breiten proletarischen Massen ist dagegen 
diese Möglichkeit nicht vorhanden, so daß sie die ganze -Last 
der repressiven Politik zu tragen haben. _2ine unbestreitbare 
Bestätigung dieses Sachverhaltes ist die Sterblichkeit an sep- 
tischen Erkrankungen nach den Abtreibungen, 

Die Sterblichkeit an Sepsis nach den Entbindungen und der. 
Abtreibungen betrug insgesamt auf 1000 Entbindungen: 



1922 

1923 

1924 

In Leningrad .... 

3,92 

3,55 

2,75 

In Berlin 

13 

14 

11 




Coach Rüsis) 


Meines Erachtens genügen diese Zahlen, um unsere Folitik 

zu approbieren. 

Wie war nun die Einstellung, von der aus wir an die 
Frage der Abtreibungen gingen? Die Abtreibungen bilden einen 
sozialen Mißstand, der von einer ganzen Reihe objektiver, theo- 
retisch unvermeidlicher Faktoren abhängt. Janrhur lerte re- 
pressiver Politik waren nicht imstande, die Zahl der Abtrei- 
bungen herabzusetzen, sc daß diese Zahl jahraus, jahrein im 
Wachsen begriffen war. Die strafrechtliche Verfolgung der 
Frau, die sich dazu entschließt, und des Arztes, der die Opera- 
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tion ausführt, treiben diese Operation in geheime Wickel, in 
die Hände der Hebammen und ignoranter Kurpfuscher, die am 
Unglück der Frau sch /eres Geld verdienen. Jeder Arzt weiß 
zu gut, wie oft diese Frauen in das Krankenhaus mit Blutun- 
gen, mi; Infektionen auf genommen, werden müssen und wieviele 
an Peritonitis zugrunde gehen. Aus welchem Grunde sollte 
nun diese heuchlerische Politik, deren Felgen die Arbeiterin 
zu tragen hat, fortgesetzt werden? Auf allen Gebieten des 
wirtschaftlichen und kulturellen Aufbaus geht die Politik des 
Sowjetstaates /on den Interessen der breiten arbeitenden Mas- 
siv aus. Aus diesen Gründen wurde im Jahre 1920 ein Dekret 
erlassen, das die Vornahme der Abtreibung in Krankenhäusern 
gestattete, und zwar mit dem Zweck, diese Operation der Dun- 
kelheit zu entreißen. Als soziale Indikationen gelten hohe 
Kinderzahl in der Familie und Unversorgtheit. Die Order an 
das Krankenhaus erteilt ein Ausschuß, der aus einem Arzt und 
zwei Arbeiterinnen-Deputierten zusammengesetzt ist. 

Ein solcher Ausschuß existiert bei jeder Beratungsstelle für 
Frauen. Hebammen ist die Vernähme der Abtreibung duren 
das Gesetz ausdrücklich untersagt. Was ist nun der Erfolg? 
Auf die Sterbiichkeitszahlen an Sepsis nach der Entbindung 
und Abtreibung habe ich schon hingewiesen. # 

Die zweite Frage, die beantwortet werden muß, ist die 
Frage, de die Legalisation der Abtreibung auf die Existenz 
c'er ^insgeheim betriebenen Abtreibung hfagewirkt hat Ist es 
ur. ; gelungen, die Abtreibung der Dunkelheit zu entziehen una 
dis Frau zu sichern? Nein, es ist uns noch nicht ganz gelungen. 

Es kann gefragt werden: warum existiert denn bei uns trotz 
allem die illegale Abtreibung? Sehr einfach. Der Grund ist 
der, daß ./egen der geringen Kultur der Bevölkerung «in Teil 
r' 3r ' Frauen "immer noch verzieht, insgeheim irgendeine „heil- 
c ndige*’ Kurpluscherir. oder eine Hebamme aufzusuchen, daß 
wir aicht genügend Betten haben, um alle Patientinnen, die sich 
an uns wenden, zu hospitalisieren. 

Die Zahl der außerhalb der Krankenhäuser vorgenoromenen 
- -treib ungen nimmt jedoch mit jedem Jahre ab. Auf 100 ui 
Krankenhäusern durchgeführte Abtreibungen wurden folgende 
Auf rahme zahlen mit außerhalb begonnenen Abtreibungen ver- 
zeichnet: 



1924 

1925 

1926 

1927 

ln der RSFSR .... 

37 

28,8 

24,5 

23,6 

In Moskau 

43,2 

i^2 

12,2 

14,6 


Wie wirkt diese Politik auf die Geburtenzahl und auf die 
Sittlichkeit ein? Die Zahlen, die ich soeben angeführt habe, 
zeigen zur Genüge, wie hoch die GeDurtenzahl in der UdööK 
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trotz der Legalisation der Abtreibung steht. Die durchschnifct- 
Üche Bevölkerungszimahme in der UdSSR übersteigt um 3K> 
Mal die natürliche Bevolkerongszunahme in Westeuropa. In 
fünf Jahren werden wir 17 500 000 neue Staatsbürger haben. 

Was nun die „Sittlichkeit“ anbetrifft, so lassen sich selbst- 
verständlich diese Dinge schwer zahlenmäßig bestimmen. Jener, 
der die USSR bereist hat, bezeugt, daß die Erzählungen dar- 
über. daß bei uns ganz juDge Mädchen abortieren, nichts als 
Fabeln sind. Die Alterszusammensetzung der Abortierenden 
zeigt, daß in Moskau und Leningrad unter ihnen nur 7,3% im 
Alter unter 20 Jahren waren. 

Wir sind uns freilich bewußt, daß auch eine im besten Kran- 
kenhaus durchgeführte Abtreibung für die Gesundheit der Frau 
keinesfalls gleichgültig ist. Viele geburtshilfliche Kliniken, dar- 
unter auch die klinische Abteilung unseres staatlichen For- 
schungsinstituts, führten in ihre wissenschaftlichen Arbeitspläne 
die Erforschung der spateren Folgen der Abtreibung ein. Lde 
Bekämpfung nimmt deswegen eine wichtige Stelle in unserer 
Arbeit ein. 

In dieser Frage soll man den Einfluß der entsprechenden 
aufklärenden Propaganda nicht unterschätzen. Jedesmal, wenn 
es sich um einen Vorlesungs- oder Besprechungszyklus, der sich 
in der Richtung der hygienischen Aufklärung an Frauen v/en- 
dei, handelt, wird allerdings die Gelegenheit benutzt, um das 
Schädliche der Abtreibung für die Gesundheit der Frau her- 
vcrzuhcbcn. Aber nicht von hier aus erwarten wir die ent- 
scheidenden Effekte. Ausgezeichnetste Organisation^ der so- 
zialen Fürsorge und vor allen Dingen die Verbreitung der Maß- 
nahmen zur Verhütung der unerwünschten Schwangerschaften, 
— hier liegen die einzigen effektiven Mittel gegen diesen so- 
zialen Mißstand des modernen Lebens. Jedenfalls ha: noch 
niemand auf bessere Mittel hinweisen können, in der Instruk- 
tion für unsere Beratungsstellen für Frauen führten kr des- 
wegen einen besonderen Paragraphen ein der ^ie verpflichtet, 
ein- bis zweimal in dt?r Woche speziell den Kais oblägen zur 
Verhütung der Schwangerschaft zu widmen. 


Ärztevereinsbund und § 2 18. 

Von Carl C r e d 4. 

Die berufene Vertretung der deutschen Aerztescka-t, näm- 
lich der Geschäfts aus schuß des „Deutschen ernte vereins-Bu-i- 
des“, hat es für richtig gehalten, erneut zu dem Kampfe gegen 
den § 218 Stellung zu nehmen. t 

’ Dieser Geschäftsausschuß glaubt betonen zu sollen, tI <laß 
sich an der Auffassung des weit überwiegenden Teils_ der 
Aerztescbaft seit demAerztetag in Leipzig nichts geändert hat" 
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Es wurde dann w-Mter folgende Entschließung angenommen: 
„Gcficnü: der verstärkten Agitation für die Freigabe der Ahtrei- 
r>un^. wie sic ait vfe fach irreführenden Mitteln m \ ersainraluoger-, m 
der Presse, im Film und neuerdings auch auf der Bühne betrieben wird, 
häit es de? Geschäftsausschuß des Deutschen Aerrtcvcremsbundes erneut 
I-Ür sev.e Pt licht, nachdrücklich zu betonen daß *ur Arzt in 

jtf auch d«s kcimencen Lebens beru.»iches Geoot nt. 

Je r . r , c-i imr-,c»r m t tfftw isj*n Scha- 


ftber st vom Lrz -.ließen Standpunkt au» ” 

Vers lir kur ; aller «taa -liehen und fnrsoigcnschcn _ Maßnahmen ^ zu 
langen, die geeignet sir.d, den „Willen zum Kinde zu . ordern.^ 

Wir, die wir für die Aufhebung des § 218 bzw. für seine 
Angleicai.ng an die Forderung de: Situation kampzen, wunaern 
uns absolut mchi, daß der Geschäftsausschuß seme Stellung 
rjra § 218 unverändert beibehält. Wir protestieren aber nach- 
drücklich dagegen, daß vom Geschäftsausschuß behaupte 
wird, er soiegeic mit seinen Bekanntmachungen die Auffassung 
des weit überwiegenden Teils der Aerzlescnaft wieder. Gerad 
das Ge^er. teil ist "der Fall! Es hat sich in der Aerzteschaft eine 
gnmdlegende Veränderung der Einstellung gezeigt. Dieses 
sniege.t sich nicht nur in unzähligen Zuschriften und mündlichen 
Ladungen einzelner Aerzie weder, sondern sogar P r fmi- 
"e : te : utgläeder der Standesorganisationen naben m aen ißtz- 
-£- Monaten mit erfrische ad er Deutlichkeit und, was w g 
zSeboi wlk», großem Mut - öifantlica bekundet, daß es 
"?cV «0 v.eitergehen köne. Wir zitieren Dr. mea. et inr. Sie- 
vers, Syndikus der Aerztek^er Hannover (ärztliches Mil- 

- g 

Uh ffler die W 
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Hand aufs Herz, Kollegen! Verneint Ihr wirklich eine soziale Indi- 
kation? V er von Euch hat nicht bereits unter dem § 228 gelitten, und 
v.-cr von Euch will den ersten Stein au: den werfen, der sich der Kot nicht 
verschloß, sofern Eigennutz und Gelderwerb auszuschließes sind? Sind wir 
uanraftFlo rielisr in allen "Molen des Leibes und der S«ele — unser heiligster 
Beruf — wenn wir dulden, daß jährlich 20 ODO Frauen unseres Volkes ihr 
Leben lassen müssen, weil sie gewerbsmäßigen Abtreibern. Pfuschern in cie 
Hände fielen? So rufe ich Euch zu, deutsche Acrzte, beschäftig: Euch erneut 
n-.it dieser Frage und versucht einmal ehrlich und offen, dieses Problem 
einer zeitgcmäjen_— ösung entgcgcnzufühivu, die uns rein deutschen Volke, 
j*n notleidenden Trauen und Mädchen, gerecht wird. 1 ’ 

Ferner zitieren wir die Aeußerung des Hamburger Medizi- 
nalrats Schmidt-Pfeifer in der Sitzung der Liga für Menschen- 
rechte am 17. Mai 1930 in Hamburg, „daß die Aerztcschaft sich 
dem Kampfe der Deutschen Liga für Menschenrechte für Aen- 
derunß der betreffenden Paragraphen nicht versagen werde", 
ferner ans dem Aufsatz des Mitgliedes der Braunschweigischen 
Aerztekamrner, Dr. Löwenthal (Deutsches Aerzteblatt vom 
21. 3. 30): „Wir Aerzie haben allen Anlaß, zu den beiden Dra- 
men (,,§ 218", „Cyankali") Stellung zu nehmen, die von Äerz- 
ten mit dem Endziel einer Aendsnmg des § 218 geschrieben 
sind und in denen auch der Arzt handeln auftritt." 

..Es wurde ferner ausgeführt, daß wir Aerzt« dein Ge seicht r immer 
und •-mmer wieder zurufen müssen: Yideaat cousules — Deine Sache ist es, 
Dich mit der veränderten Lage des Volkes, mit seiner sozialen Not, mil 
SP® , veränderten Volkscmpfinden zu befassen und di« Gesetze damit in 
tmkjang zu bringen! Dies ist unser« Pflicht — nicht nur unsere Hände 
m Unschuld zu waschen! 'Von uns, die wir die Notlage der schwangeren 
Frau am besten kennen erwartet auch der Gesetzgeber Anregung and Vor- 
scn,ägc zur oehebueg des Notstandes. Das ist gewiß schon vielfach ge- 
schehen; aber vielleicht doch nicht laut und eindringlich genug. Aber auch 
die -Masse des Volkes und seine Führer müssen wissen, worum es sich 
handelt: Um den Jod von Tausenden von Müttern und um die körperliche 
unc seelische Schädigung von Hunderttausenden durch illegale Abtreibung. 
Darum müssen vir cs begrüßen, daß die beiden ärztlichen Antoren die Ge- 
setzgeber wie das Volk zur Besinnung und zur Tat aufgerufen haben.” 

der Schriftleitung: Daß sich die Bühne eines solchen, 
das v oIk :m weitesten Umfange und in seinen Tiefen aufwühlenden Pro- 
blem», wie cs die Abtreibungsfrage ist, bemächtigt, ist ganz natürlich. 

\vir wissen schon, der Geschäftsausschuß ist natürlich die 
legal gewählte Vertretung des Deutschen Aerztevereinsbundes. 
Dieses wird nicht bestritten. Woher aber nimmt sich dieser 
Geschäftsausschuß das Recht, zu behaupten, zu wissen, wie 
heute die Auffassung in der deutschen Aerzteschait in der 
Trage des § 218 ist? Es ist doch jedem, der nachdenkcn kann, 
klar, daß das Aufwachen zahlreicher Aerzte, das wir feststei- 
len konnten, nicht ohne Grund erfolgt ist! Die sich täglich 
steigernde Not des Proletariats, die Massen Verelendung ir Ver- 
bindung mit einer ziej bewußten Agitation der Gegner des Pa- 
ragraphen, hat auf weckend gewirkt! 

Der praktische Arzt^ wird es niemals verstehen und mit- 
machen, das Wohl und Wehe der Familier.mütter aufzuopfern 
oder auch nur ernsthaft zu gefährden, um keimendes Leben zu 
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erhalten. Die Warttaktoren in den beiden Wagschalen sind 
zu ungleich, a.s daß man zögern konnie. Darum muß es dem 
im Leben stehenden Arzt unverständlich bleiben, wenn der Ge- 
schäftsausschiiß betont, ,.daß für den Arzt ,.in erster Linie” 
die Erhaltung , auch” des keimenden Lebens berufliches Ge- 
bot sei." Das Wort „auch" wirkt unlogisch und zeigt schon 
ein leichtes Schwanken an, das hoffen läßt, diese schwankende 
Auffassung des Geschähsausschusses wird eines Tages ganz 
zum völligen Umfall führen. Wenn man etwas in „erster Linie” 
tut, so sieht alles andere in der zweiten Linie — und dann gibt 
cs kein ,,auch‘‘l , 

Eine ungeheure Weltfremd hei: erblicken wir in der Fest- 
stellung des Geschäftsausschusses, daß die Unterbrechung der 
Schwangerschaft immer mit gewissen Schädigungen, häufig mit 
Lebensgefahr für die Schwangere, verknüpft sei. 

Tein setzen wir folgende Feststellung entgegen: 

1. Wir zu. daß i^de Scawaaßwrschaüsuuterbrecliung eine, wenn auch 

niinirnale Gef .hr bedeutet. [Wonlbwnerkt; die Unterbrechung durch den 
gutgesch'üea j\rzt.) Diese geringe Geiaurenqucie bas tobt aber bei allen 
Operationen von measchlicL-är zf.icher Hand uni kann und muß nul in. 
Kau; genommen werden. Jedenfalls ist eine derartig« Schwangerschafts- 
unterbrechung ganz bedeutend gefahrloser als eine Reihe von staatlich 
gebilligten, ja sogar staatlich erzwungenen ärztlichen Maßnahmen., ..Hsti- 

Ljbensgchihr". wie der Gesch'äftsausschuß behauptet, ist objek-.iv 
völlig falsch. 

2. De § 218 treibt die Frau, die ab treiben will, zn immer steigendem Maße 
In <Jie Arme der Pinscher. Dadurch wird erst die Unterbrechung der 
Schv/angcrschaft zrr. einer ernsten Gefahr für die abtreibende Frau, 
schwer zu erkranken und in sehr zahlreichen Fällen zu sterben. 

3. De- § 218 erreicht nicht nur nicht een _ Schutz des keimenden Lebens, 
sondern er gefährdet andererseits auch die brau, weil er ihr den Zugang 
nur legalen Hilfe, der eigentlich dazu beratend Aerzteschaft. abriegell! 

4. Dia im GesclüL isau ssekuß vertretenen praktischen Acrztc müssen wissen. 
d?.ß r ie soziale ladikaiion o;t untrennbar mit der ärztlichen Indikation 
vx-kn inft ist, die wegen Krankheit der Mutter die Unterbrechung zulißtl 

Der Gescbäfisausschtiß irrt daher, wenn er festzustellcn 
-ucT., die soziale Indikation müsse abgelehnt werden, „weil zu 
•erscL"/ 7 cmrnen und dehnbar.” Davon kann gar keine Rede 
sein. Im Gegenteil: es gibt nichts Verschwommeneres und 
Wechselnderes als die ärztliche Indikation. Beweis: Win- 
ter berichtet von mehreren Fällen, in denen er habe Frauen 
sterben sehen, „weil ihm gewisse Gefahranzeichen damais noch 
7! ich; bekannt gewesen seien, die er nachher kennen gelernt 
Jähe.” Dies illustriert am eindeutigsten, wie verschwommen 
und dehnbar der Begriff der ärztlichen Indikation heute 
noch ist. Dagegen die soziale Indikation: Sie läßt sich, ganz 
schar* umreißen. Familienmütter, die für das zu erwartende 
Kind nicht genügend Wohnraum oder Brot haben, bei denen soll 
unterbrochen werden. Ein In ein andergreifen dieser beiden In- 
dikationen kommt natürlich oft vor. Beispiel: Eine leicht ta- 
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berkulöse, unterernährte, arme Frau kommt, weil sie sich mchi 
schon pflegen und heilen lassen kann, durch Vereinigung der 
Krankheits- und sozialen Indikation gegebenenfalls rur eine 
Schwangers chaf ts unterbre drang in Frage, wahrenci eins leicht 
tuberkulöse, wohlbehütete, reiche Schwangere Mittel und Wege 
hat, sich zu kräftigen, sich auszuheilen und auszutragen. 

Zum Schluß: Der Ge schäftsausschuß des Aerztebundes 

warnt erneut vor der Freigabe der Abtreibung ,,aus oft beton- 
ten ärztlichen, sittlichen und b evölkenmgs theoretischen 

Vom sittlichen wollen wir lieber schweigen. Das Wasser 
ist gar zu tief: Was der eine für sittlich hält, hä.t der anae^e 
oft für unsittlich, und umgekehrt. . , . 

Es ist auch verkehrt, diese praktischen, ungeheuer beceu- 
hmgsvollen Fragen vom sittlichen Standpunkt aus -- 

W ° Aber das Bsvölkemngstheoretische! Wir halten dem Ge- 
schäftsausschuß ganz sachlich folgendes vor: Wodurch wird der 
Fortbestand unseres Volkes denn eigentlich gefährdet? Durch 
den Rückgang der Geburten. Schön. Und woher ^cmrnt dieser 
Rückgang der Geburten? „Durch die vielen Abtreibungen , 
sagt Ihr.' Grundfalsch, meine Herren! Ihr setzt anscheinend 
voraus, daß heute alle diese Frauen, die sich einmal oder auch 
mehrmals abtreiben lassen, grundsätzlich keine Kmder mehr 
krteden wollen. Dieser Trugschluß ist der Kernpunkt der An- 
gelegenheit. In Wirklichkeit liegt es nämlich ganz anders: 
Beispiele: 

1. Ein junges AagcsicUtcn-Ehnpuar wohnt bei den Eltern F o: 
ein Zimmer). Schwangerschaft. Ein Kind wirde dic Sltuaüc 
-u- Explosion bringen. Wohnung nicht zu bcsckir.ec (XVohrjugsno- 
C-dd^gel) Alse Erlisch . uß tb-.Ucrerj: cas Kind kann men. |eb=r« 
werden. § 218 verbietet dem Arzt, zu Lehen, obv-oal soziale ^dtkauoa 
l Wohnungsnot, Armut) vorcandca. Pfrs**öorL Ejer^Lock^.. 

auf beiden Seiten. Dauernde Sterilität. L gekehrt: per § 2tS nrd 
aufgehoben und ein sozial denkender Arzt unterbricht rn diesem yUe. 
Die Unterbrechung hat keine nachteiligen Folgen, was fcemine ±c .^.^1 
ist. Nach ein, zwei Jahren Besserung der TerhgWsae, 

Mannes im Beruf, 2, 4, 6, S Kinder. Muttergluck Eheglück, Stes -di-wk. 
Folgerung: § 218 muß — v/enigsteos für den Arz. — taUea. 

2. Arbeiterfrau mit ausgesprochenen Mutte rinstinkien (hoücntlicn nii der 
eine oder andere such mein Stuck 218" auf der ßü^o ^e-n, » 
eine Frau Nolte. die ja von der Bühne herunter sagt: „Luc do^i Dau.-. 
mir immer jefreit, wenn so een Kind erst da wa r — -k . :-c_ _.rcc, ue. 
muß so in een driaHcgen".} Manu arbersk». vorübergenen^fünfa^n 
Mark wöchentliche Unterstützung, fünf Kinder r rav. _ unterernährt^ in 
fclgedessen kämpft sie dauernd mit dem WxederaufiUckern gte Tuber- 
kulose. Schwangerschaft. Hier ist soziale uac arzthefce Indikation -e.; 
knüpft Heutige Lösung: Der Kassenarzt greift nicht cm, we . er n-c~ 
aui die Anklagebank genen will in diesem Grenzidl._ So, wie nie & e 
heute liegen: Grenzfall. Die Pfuscherir. tritt auf, nicktion oder Ver- 
letzung bei der Abtreibung. Tod. Dagegen: )Xna .veilen wir es baaec? 
Freigabe der Unterbrechung durch den Arzt, in diesem Falle 

der ->ar nicht verschwommenen, sondern ganz Haren sozialen .nd^aticn 
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in Verbind nn, uiL der £ur den praktischen Arzt ganz klaren und nur 
leid • •*•• • den gerichtlichen Sachverständigen oft verschv.-omnxnen und 
innrer :ohr dehnbaren ärztlichen Indikation. to.ge: D J^ UnterbrecLiniÄ 
erfolgt lahrlos. Anschließend daran Hmlstattenkur. Der nhemaan be- 
tont -deder Arbeit. Die älteren Kinder treten schon ms E ^ C J 5 ' 
leo--. und Frav Noite bekommt noch 2 , 4, 6, S oder noch mehr Kinder. 

„ 3 H Sie, das heißt, diese Angelegenheit bevölkenmgs- 
iheoretisch richtig betrachten, ergo müßten eigentlich alle, die 
in ei~ er möglichst ^gehemmten Vermehrung unseres Volkes -as 
Heil erblicken, begeistert zu unseren Fannen schworen, eenen 
der" Gegner des § 218, derer, die die Unterhrechuiig der 
Schwangerschaft der» approbierten Aerzten freigeben wollen. 
Warum fehler: aber so viele in unseren Reihen? Ich exempli- 
fiziere wieder auf mein Drama „§ 218' : Die „Kleeberge *eb- 
ien and alle, die mit ihnen versippt. Inert tmd sonstwie zusam- 
mengebacken sind. D i e Leute brauchen nicht gegen den 5 218 
zu kämpfen, weil er praktisch für sie gar nicht existiert. Drit- 
tes Beispiel: ^ 

3 \Jz mögende, kinderlos« Frau hat keine Lust, Kinder zu kriegen (Ei M- 
k*it, Genußsucht. dcgcncraüve Moment« etc.). Bekommt auch kerne. 
Warum? Das brauche ich wohl niemand zu erzählen! 

Da ist von Verschwommenheit und Dehnbarkeit der so- 
zialen Indikation bestimmt keine Rede, denn sie existier 
dort einfach nicht, sondern um so mehr von der 
oien heit der ärztlichen Indikation, die kautschukartig ge- 
dehnt -wird. Und gerade die ärztliche Indikation ist die einzige, 
di* -on der olfiaiellen Aerzteschaft anerkannt wird, ^as konnen 
- nr nicht mitmach er. und weil wir neben unserem \olke aucn 
unseren Beruf und Stand heben, geoen wir mmer “ 

% -denken: Prüft einmal die wirkliche Stimmung m der 
Aerzteschaft, deren Auffassung ihr so genau zu 
nen glaubt. Macht eine ganz unbeeinflußte, Ab- 

, irnmung in den Aerztevereinen! Aber auch ? ^ 

geheim! Ich glaube, Ihr würdet Euer blaues Wunder erleben- 


Zur kassenärztUchen Psychotherapie. 
Eine Erwiderung. 

Von -Arthur Kronfeld. 

N 2 des Jahrgangs VI des „Sozialistischen Arztes hat 
> ? * e d B e r n f e I d bemerkenswerte Ausführungen über 

kroel der kassenärztli^ 

hinsichtlich der für dieselbe maßgebenden „Rieh .Urnen . 
ie die Anwendung der Psychoanalyse taktisch aus 
.ßem Sr hat sich dabei auch über meme Mitwirkung an 
- Richtlinien Geäußert. Kr wird, wie ich glaube, nicht 
L sein, wenn Tch seinen grundsätzlichen Darlegungen uc 
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Forderungen in allen Dingen beipflichte. Es wäre in der Tat 
ein zu erstrebender Ideaizustand, daß die kassenarztliche Psy- 
chotherapie, durch keinerlei Rücksicht auf die Finanzlage der 
Kassen gebunden, den Bereich ihrer Indikationen und Metho- 
den genau so weit ziehen könnte wie die Psychotherapie in der 
Privatpraxis. Es bedarf keines Wortes, wie wünschenswert es 
wäre, daß insbesondere die Psychoanalyse, die „große Mutter“ 
aller wirklichen Psychotherapie, ein nur durch i! *e eigenen 
Gesetze begrenzbares therapeutisches Wirkungsfeld auch in 
der Kassenpraxis erhalte. 

Bsrnfeld und ich sind also über das zu Erstrebende, 
sozusagen de lege ferenda der kassenärztilchen Psychothera- 
pie, völlig einig. Und ich nahm eigentlich an, daß B e r n - 
f e ; d dies wisse. Aber aus seinen eigenen Ausführun- 
gen glaube ich die Berechtigung dazu entnehmen zu können, 
es als ausgemacht zu. betrachten, daß in der gegenwärtigen öko- 
nomischen Gesamtsituation und der dadurch geschaffenen indi- 
viduellen und sozialen Situation der PCassszmitglieder, der Kas- 
senärzte und der Kassen selber der sofortige Eintritt des er- 
strebenswerten Idealzustandes hinsichtlich der kassenärztlichen 
Psychotherapie unmöglich ist. 

Es betrübt mich aufrichtig, daß Bernfeld, der diese 
Sachlage in seinen Ausführungen selber andentet, dennoch den 
Sinn und Zweck der Richtlinien, gegen die er sich wendet, er- 
kennt. In dem Augenblick, wo ich für grundsätzliche Ziele der 
Psychotherapie eintrete, sind mir die Richtlinien genau ebenso 
zu eng wie ihm. Aber es war gar nicht der S nn 
dieser Richtlinien, diese grundsätzlichen 
Forderungen und Ziele auszusprech en. Die 
Richtlinien sind vielmehr nichts anderes und sollen nichts an- 
deres sein als ein Kommentar des gegenwärtigen 
Zustandes, eine konstatierende Auslegung 
der lex iata. 

Die gegenwärtige Sachlage ist die: jede psychotherapeuti- 
sche Leistung des Kassenarztes ist eine „Mehrleistung“, keine 
„Pflichtleistung“ der Kasse. Die Bezahlung dieser „Mehr- 
leistungen* 1 (die weit mehr als die Psychotherapie umfassen) 
wird vom gesamten, von der Kasse an die Aerzteschafi über- 
tragenen Pauschalhonorar ab gezweigt und darf einen bestimm- 
ten An'.eil desselben nicht übersteigen. Daher muh die Ge- 
samtheit der „Mehrleistungen“ in einem bestimmter V erhältnis 
zur Gesamtheit der „Pflichtleistungen \ die die Kasse ihren 
Mitgliedem gesetzlich schuldet, gehalten werden. Die Not- 
wendigkeit dieses Verfahrens ist einfach durch die iinanzieJe 
Tragkraft der Kassen gegeben, und sie ist, da das Kassenvermö- 
gen aus den Beitragszahlungen ihrer Mitglieder stammt, also 
der arbeitenden Bevölkerung, einfach von vitaler Bedeutung 
für den Bestand der Sozialversicherung überhaupt. In der 
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Praids wird dieser vitalen Bedingung für die Existenz der Kran- 
ker- ersicherung, ein konstantes Verhältnis zwischen Pflicht- 
leistungen und ?rehrleistungen zu schaffen, dadurch genügt, 
daß jede Mehrleistung der verirauensärztlichen Bewilligung 
bedarf. Für die Psychotherapie bestand — längst vor der 
Schaffung der Richtlinien und als m aß - 
gebende Grundlage für dieselben — die Bestim- 
mung, daß der Vertrauensarzt der Kasse sechs psychothera- 
neivdsche Sitzungen bewilligen dürfe, falls ein ärztlich begrün- 
deter Antrag vorlag. Nach Ablauf der sechs Sitzungen konnten 
gegebenenfalls der Antrag und die Bewilligung wiederholt wer- 
den. In besonders günstigen Fällen konnte die Erneuerung 
noch ein drittes I iu! erfolgen. So war bestimmungsgemäß das 
Maximum der von der Kasse tragbaren Psychotherapie be- 
grenzt durch 18 psychotherapeutische Sitzungen, unterbrochen 
durch drei vertrauensärztliche Untersuchungen. 

Das muß -rnnn wissen. Man muß wissen, daß diese Bestim- 
mung die unaufhebbare Grundlage irr die Ausarbeitung der 
Richtlinien bildete. Und man muß wissen, daß im Hinblick auf 
die gesamten übrigen Mehrleistungen und ihre ärztliche Not- 
wendigkeit diese für die Psychotherapie gültige^ Bestimmung 
durchaus berechtigt war — wofern, man das \ erhältnis der 
Pflichtleistungen zu den Mehrleistungen konstant erhalten 

wollte. „ _ ... 

Venn Bern leid diese Umstände in ihrer Tragweite iur 
die Existenz und Wirksamkeit der Krankenversicherung 
hüLLw würdigen können, so bin ich überzeugt, daß es ihm nicht 
leicht geworden wäre, zu einer anderen Formulierung der 
Rio' Linien zu gelangen, als diejenige ist, die er angreift. 

Diese Richtlinien haben keine erfreuliche Entstehungs- 
geschichte. Sie wurzelt nämlich in Mißbraucherscheinungen, 
die von vereinzelter ärztlicher Seite mit der Möglichkeit ge- 
trieben wurden, unter dem Titel „Psychotherapeutische Sitzun- 
-:c-i j vie kr leis tungs Honorare auf Kosten der gesamten Aerzxe- 
schaf: und auf Kosten der Kassen zu ergattern. Was da plötz- 
lich alles — noch dazu von psychotherapeutisch ganz unvor- 
oebiideten Praktikern — als „zur Bewilligung psyebotherapeu- 
"ischer Sitzungen geeignet“ beantragt wurde, und was in diesen 
, .Dsvcho therapeutischen Sitzungen“, die bisweilen nur eine^Mi- 
rjlite dauerten, als Psychotherapie gchandhabt wurde darüber 
_i -Pi man besser den Schleier des \ergessens. Es bestana die 
Gefahr, daß die Stellung der Psychotherapie überhaupt sowohl 
fc - den Kassen wie auch hei den führenden ärztlichen .instan- 
22 P entwertet, als eine Art Charlatanerie betrachtet und von 
der Liste der Mehrleistungen ganz abgesetzt wurde. Gerade 
vor seiten psychotherapeutischer Aerzte wurden Schutzmaß- 
nahmen hiergegen gefordert, und mit vollem Kecht. ns galt 
nun, diese Schutzmaßnahmen so zu gestalten, daß in Kan- 
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men der nun einmal gegebenen Bestimm un gen 
ein restloser Spielraum für die wirkliche Psychotherapie ent- 
stand, d. h., in-«™ mußte die In dikatio r. s Stellungen einengen, um 
dasjenige Gebiet derselben in der Vordergrund zu bringen, aut 
welchem im Rahmen der geltenden Bestimmungen therapeuti- 
scher Erfolg allem aussich tsvoll erschien. Die Methode des 
psychotherapeutischen Vorgehens wurde daoe:, unter Aussen ui5 
grober „ut-aliqtddfiat“ -Verfahren, dein einzelnen Therapeuten 
anheimgesielli. Die Richtlinien verbieten au h nient etwa die 
Psychoanalyse — sie sagen nur, daß, da nicht mehr als maximal 
18 Sitzungen kassenärztlich bezahlt werden, die Psychoanalyse 
als kassenärztliches Verfahren im wesentlichen für eine Abgel- 
tung nicht in Frage kommt. Dies ist eine Auslegung der 
bestehenden Bestimmungen, aber n i c h t etwa eine Fo r - 
derungl Es ist leider die einzige mögliche Auslegung, nie 
dem gegenwärtigen Stande der Dinge entspricht, icn bedaure, 
daß diese Auslegung zutrifft, aber ich bin daran unschuldig, 

daß sie es tut. . .. 

Ich möchte mich an dieser Stelle nicht auf eine Erik ierung 
des Wertes oder Unwertes der anderen psycho t he rapeutisenen 
Verfahrensweisen einiassen, die Bernfeld von seinem 
Standpunkte aus naturgemäß nicht eben hoch einschäizt. wenn 
ich den Ursprung und die Befruchtung, die sie alle in der rsy- 
ctoanalyse gefunden haben, heryorhebe, und wenn ich die sorg- 
sam eingeengten Indikationsstellungcn, die ich für inre -_nv/en- 
dung in der Kassenpraxis gezogen habe, und die in neu rocht- 
linien ia ihren klaren Ausdruck findet der Aufmerksamkeit 
des Lesers emüfehle, so wird derselbe, wie ich glaube, zu dem 
Schlüsse kommen, daß durch diese Maßnahmen in der Tat ein 
optimaler therapeutischer Erfolg im Rahmen de - geilenden ^Be- 
stimmungen und des für die Kasse finanziell üragba“£- gewähr- 
leistet erscheint. Wir können nichts anderes tun, u.s von dieser 
Ausgangsbasis aus allmählich eine Erweiterung des v.-urkurgs- 
feldes der kassenärztlichen Psychotherapie anstreben. Sie wird 
uns nur gelingen, wenn wir die Kassen durch praktische 
Erfolge unmittelbarer Art, und zwar in g e n ä u r - 
ter Zahl, davon überzeugen, daß die Psychotherapie nicht 
nur eine legitime, sondern auch eine finanziell günstige ärzt- 
liche Methode ist. Mit einem allgemeinen Bekenntnis zur tneo- 
retischen Unfehlbarkeit einer Methode ist da nichts geia- 

Und hiermit komme ich zu dem einzigen Satze, in welchem 
ich grundsätzlich anderer Ansich«: bin sis Eernfe.a. 
Er läßt durchblicken, daß die Richtlinien diktiert sein k "unten 
von geheimer Feindschaft gegen die Psychoanalyse, von eine--! 
Kampf gegen dieselbe und ähnlichen unsachlichen Motiveri. Ich 
kann hier nur versichern, daß das ‘Gegenteil <ier hak war. wir 
Sachverständigen sind mit oesten Kräften für die 1 sychoana- 
lysc eingetreten, und wir haben uns der Einsicht i eie oi- 
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stehende Sachlage, so wie ich sie schilderte, allmählich fügen 
müssen. Ich hätte von merzen gewünscht, daß einPsycho- 
«\ n a 7 1 i k e r mit der Aufgabe betraut worden wäre, unter 
den bestehenden Umständen solche psychotherapeutischen 
Richtlinien ausimarbciien. Er hätte sich wahrscheinlich dieser 
Aufgabe rasch entzogen. Hätte er durchgehalten, so wäre er 
zu grundsätzlich ähnlichen Formulierungen der Feststellungen 
mcT Auslegung gezwungen gewesen. In jedem Falle hätte er 
wertvolle Erfahrungen gemacht; und zuletzt wäre es ihm nicht 
erspart geblieben, der geheimen Feindschaft gegen die Psycho- 
analyse beschuldigt zu werden. Mir persönlich widerfanrt 
diese Stigmatisierung ja nicht zum ersten Male. Sie wird auch 
niemals hindern, dem Genius Freuds, der bedeutuDg seiner 
Sache und der Meisterschaft Bernfelds Verehrung zu be- 
wahren. 

Offene -ürsorge für Nerven- und Geisteskranke, 

Server.- und Geisteskranke, üe sich nicht in einer Heil; und 

__ i i <• c - . i ; 9,91 i/>nflT! 


au er einer sueziaiiursorgeri^ucu 

so r,T erin, die sich in vielen Berliner Bezirken um S^uglmg, 
ScMdid; gefährdeten Jugendlichen, Wohlfa^pempfanger und 
Invaliden- und Kleinrentner zu kümmern hat, ist nicht imstande, 
Ach neben den Kenntnissen, die sie in Säuglings- una Kmde*- 
u üege, Wohlfahrt* und Jugencgesetzgebung besitzen rauh aueü 
noch soviel Wissen über Geisteskrankheiten und Psychopathen 
anzueignen, wie sie braucht, um mit czw einzelnen Patien 
seiner Krankheit gemäß umgehen zu können. Trotzdem gibt 
jsrv-fs n ; cht hei allen Berliner Bezirksämtern Fürsorge 
rfeSÄ fSrvea- ukd Geisteskranke. Die Patienten, deren 
A- laltsentlasstmg den Bezirksgesundheitsamtern durch die 
'-und PFiegeansialien gemeldet wird, werden dann eben 

nient oder nur sehr unzureichend betreui. 

Es steht ,'edoch den eiligen Bezirksämtern, die einenur 
sorätdle Sr Nerven- und Geisteskranke dem Gesimdheits- 
SÄdert haben, nur selten ein Fürsorger oder eme 

& 

SÄÄ Äkr^ken nüb 

kaD S'- , der Fürsorgestellen für aus der Anstalt ent- 

3£k*»TpM giSE 

staltsbehandlung am besten zu sichern imstande ist. 
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Zunächst versucht die Anstaltsfürsorgerin, der die Fürsorge 
für die in der Heil- und Pflegeanstalt befindlichen Kranken ob- 
liegt, dem zur Entlassung kommenden wohnungslosen Patien- 
ten draußen eine Unterkunft zu sichern. Es handelt sich bei 
dieser Maßnahme meist um ledige Alkoholkranke oder Rausch- 
giftsüchtige, die vor ihrer Aostaltsaufnahme ein vollkommen 
zerrüttetes Dasein geführt haben und nach erfolgter Ent- 
ziehungskur mittel-, stellungs- und obdachlos bastenen. An 
Unterbringungsmöglichkeiten gibt es da eigentlich nur das Ob- 
dach und Heime und Siedlungen konfessioneller Organisationen 
wie Bodelschwingh, Stadtmission oder Heilsarmee — natürlich 
völlig unannehmbar für professionell Andersgerichtete oder gar 
für Dissidenten! Das städtische Obdach^Iehnl jeder ab, der es 
ernst mit dem Durchhalten nach der Entziehungskur meint. 
Wer im Obdach wohnt, gerät leicht durch Verführung oder 
durch Verzweiflung in Gefahr, wieder dem Alkohol oder 
Rauschgift anheimzufallen. Außerdem hat der im Obdach 
Wohnende nicht das Recht, sich beim Nachweis eintragen zu 
lassen. Die Stellen, die das Obdach vermitteln kann — Ar- 
beit auf dem Lande — sind nicht geeignet. Patienten, die ge- 
lernte Arbeiter gewesen sind und gern wieder ihrem alten Be- 
ruf nachgehen möchten, Mut zu machen, abstinent zu bleiben. 
Ehe die Sparmaßnahmen der Stadt Berlin eingeführ: waren, 
gaben die Bezirkswohlfahrtsämter, in deren Bereich der Pa- 
tient vor seiner Einlieferung gewohnt hatte, ^hm meist bei der 
Anstaltsentlassung das Geld zur Anzahlung einer Schl -"stelle. 
Jetzt erreicht die Anstaltsfürsorgerin dies cur in den seltensten 
Fällen und mit 0,25 RM Fahrgeld in der Hand muß der Patient 
den Schritt in die trostlose Unsicherheit hinaus wagen. 

Es fehlen erstens: städtische Ledigenheime, die Entlassenen, 
wie sie oben geschildert wurden, neben einer angenehmen Un- 
terkunft einen gewissen Halt gewähren, und zweitens: Zwi- 
schenanstalten für Patienten, bei. denen Anstaltsbehandlung 
nicht mehr erforderlich ist, die aber dein Kampf gegen das 
Rauschgift und den Alkohol im Erwerbsleben draußen noch 
nicht gewachsen sind. 

Jeder entlassene Nerven- und Geisteskranke, dessen An- 
staltsentLassung dem zuständigen Gesundheitsamt geme^iei 
worden ist, sollte möglichst sofort von einem Fürsorger ocer 
einer Fürsorgerin besucht werden. Schriftliche Vorladungen 
haben bei vielen dieser Patienten (man denke an den mii- 
trauiseben Schizophrenen, an den inaktiven Depressiven] wenig 
Zweck und verzögern daher die Hilfeleistung. Meist sind ::e 
Patienten sehr empfänglich für solche Besuche; geschieht es 
doch selten, daß jemand Verständnis und Interesse für sie hat. 
Diese Besuche sollten so oft wiederholt werden, bis sich der 
Patient beim Psychiater der Fürsorgestelle vorgestellt hat und 
der Fürsorger resp. die Fürsorgerin erfährt, in welcher Rieh- 
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tung die wirtschaftliche Betreuung einzusetzen hat: ob der Pa- 
tient in den Arbeitsprozeß eingereiht werden kann, ob Einlei- 
tung eines Invalidenrenienveriahrens am Platze ist usw. Aus 
Mangel an Kräften, wie oben erwähnt, müssen leider bei vielen 
Bezirksämtern regelmäßige Hausbesuche bei Nerven- und 
Geisteskranken unterbleiben. 

Die Verschaffung von Arbeit für aus der Anstalt entlassene 
Patienten ist ein trauriges Kapitel. Bei allem Entgegenkom- 
men der Arbeitsnachweise sind diese eben abhängig von den 
Arbeitgebern, da es keine Bestimmung gibt, die den Arbeit- 
geber zwingt, erstens jede offene Stelle dem städtischen Nach- 
weis zu melden und von ihm. besetzen zu lassen und zweitens 
der Arbeiter oder Angestellten zu nehmen, den der Nachweis 
ihm schickt. Bei dem heutigen Riesenüberangebot auf dem 
Arbeitsmark i kann sich der Arbeitgeber die qualifiziertesten 
und kräftigsten Arbeitskräfte aursuchen. Wehe, wenn aus den 
Papieren hervorgeht, daß der Arbeitsuchende sich die letzte 
Zeit in einer Heil- und Pf'egeanstalt aufgehalten hat! Die 
Stadt Berlin sorgt seit den Sparmaßnahmen nur wenig für diese 
schwer unterzubringender Arbeitskräfte: die so sehnlich be- 
gehrte Arbeit in der Parkverwaltung für alle diejenigen, die in 
freier Luft arbeiten sollten, ist zum sehr großen Teil einge- 
schränkt worden. Notstandsarbeit für solche, denen schwere 
Arbeit nichts schadet, die aber sofort Arbeit haben müßten, 
um sich zu halten, wird zur Zeit so wenig ausgegeben, daß 
kaum der eine oder der andere mal untergebracht werden 
kann. Groß ist die Not in den Familien angewachsen, deren 
hrnänrer lange in einer Anstalt war; groß war die Hoffnung 
auf Tie ne raufbau einer Existenz beim Paralytiker, der aus der 
Malaria kur mit guter Remission hervorgegangen «t, beim Schi- 
zophrener. der einen Schub überstanden hat, beim npileptiker, 
rar nach cer Behandlung wesentlich gebessert ist, beim De- 
pressiven, der wieder Lebensmut geschöpft hat und schließlich 
b 2 im Süchtigen, der seinen Körper giftfrei fühlt! Was tun mit 
all diesen Menschen? 

Es bleibt die Hoffnung auf ausreichende Unterstützung, bis 
e- endlich gelingt, Arbeit zu finden. Arbeitslosenunterstützung 
kommt oft nicht in Frage, ca der Patient zu lange ausgesetzt 
hatte. Also zum Wohlfahrtsamt! Dieses ist nach ziemlich aus- 
obiger Prüfung wohl bei wirklich vollständiger Mittellosigkeit 
des Antragstellers bereit, 100 Prozent der allgemeinen Richt- 
ige zu bewilligen, d. h. 42 RM monatlich für eine Einzelper- 
son. 64 RM für Ehepaare. 18 RM pro Kind. Der noch seno- 
rftige Patient bleibt also keine Minute ohne die quä- 
lendsten Sorgen. Zusatzunterstötzungen sind seit Bestehen der 
Soarmaßnahmen nur mit größter Mühe (dringliche Befürwor- 
tüngsschreiben, zahlreiche, zeitraubende Gänge usw.) erlang- 
bar. „Nerven- und gemütskrank sind wir alle bei den schweren 
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Zeiten; Sie müssen sich ein bischen zusammennehmeii", wie oft 
muß sich das der Patient von „wohlwollenden" Organen des 
Wohlfahrtsamtes sagen lassen! 

Znsammenfassend ist für aus Heil- und Pflegeanstaiten ent- 
lassene Nerven- und Geisteskranke zu fordern: 

1. Schaffung einer genügenden Zahl von Fürsorgestelien 
mit ausreichendem, für diese Arbeit gut geschultem Per- 
sonal ; 

2. Errichtung von städtischen Ledigenheimen und Zwischen- 
anstalten; 

3- Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten; 

4. Gewährung ausreichender Unterstützungen. 


Der Hochschulklüngei braucht die NotgemeinschafL 

Von Dr. Felix ßoenhein. 

In der Nummer vom 2. Juni des 8 Uhr-Abendblattes schreibt 
Schmidt-Oit anläßlich seines 70. Geburtstages über die 
Angriffe gegen die Notgemeinschait, die er als dir Präsident 
natürlich als unberechtigt hinstellt. Zunächst verwahre 
ich mich energisch dagegen, daß Schmidt-Ott, der 
als Präsident der Notgememscliafi die Tatsachen kerne“ muh. 
den mehr als zweideutigen Satz schreibt, daß die urrre end- 
lichen Einzelurteile durch „Mißverständnisse und Unmut Ab- 
gewiesener hervorgerufen wird.“ Ich selbst habe wohl die 
Notgemeinschaft mit am heftigsten bekämprt. ^ Ich habe nie- 
malb einen Antrag auf Unterstützung an die Notgemeinschait 
gerichtet. Professor Schilf, der kürzlich detaillierte Miß- 
stände aufdeckte, bezog (und bezieht meines Bissens noch) Un- 
terstülzungsgelder von der Notgememschax:. Es wäre besser 
gewesen, wenn Schmidt-Ott diesen unsubstanti ier- 
ten Satz, der den Tatsachen nicht entspricht, unterlassen hätte. 
Die Objektivität, die sein Aufsatz vermissen läßt, kann er den 
Kritikern der Notgemeinschaft nicht absprechen. 

Herr Schmidt-Ott hätte sich lieber mit dem klaren 
Tatsachenmaterial, das in zahlreichen Artikeln vorliegt, aus- 
einandersetzen sollen. Dann hatte er gefunden, daß durchaus 
nicht alle Mitglieder des Vorstandes der Notgemeinschait „über 
jeden Verdacht einseitiger Beurteilung erhaben sind.' Der 
Reichstag hat im Vorjahre einige Abgeordnete in der Vorstand 
der Notgeraeinschaft delegiert — wohl kaum, weil er von der 
Integrität aller Vorstandsmitglieder überzeugt war. Herr 
Schmidt-Ott hätte lieber bei dieser Gelegenheit Stellung 
zu den Kritiken nehmen sollen, z. B. zu dem sehr detaillierten 
Artikel von Schilf. 
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Das Manuskript wurde Herrn Trendelenburg von der Re- 
daktion vorher (!) vorgelegt; aber er bat an! diese detaillierten 
Vorwürfe nicht gern geantwortet. Schlimmer aber ist es, daß 
die Vorgesetzte Behörde, das Kultusministerium^ insbesondere 
der sozialdemokratische Kultusminister Dr. Grimme, nichts un- 
ternommen hat, um diese Vorwürfe zu prüfen und zu klären. 
Noch schlimmer, daß dieses Ministerium sogar die Prüfung 
verhindert hat, indem es ein von Schilf gegen sich seihst 
['XT e i h n a c h t en 1929 (!) beantragtes Verfahren im April 1930 
ab lehnte, da S c h i I f am 1. April aus dem Dienst des physiolo- 
gischen Institutes hatte ausscheiden müssen. 

Die Vorwürfe, die gegen die Notgememschait in der Oef- 
fentlichkeit erhoben sind, beziehen sich nicht darauf, ob die 
einzelnen Herren, die unterstützt werden, wissenschaftlich wür- 
dig sind o’der nicht. Vielmehr: die Auswahl der Unterstützten 
ist prinzipiell falsch. Für Herren, die ihr Gehalt beziehen, da- 
mit sie an einem wissenschaftlichen Institut arbeiten können — 
Direktoren oder Assistenten — , steht der Etat der Institute zur 
Verfügung. Herr Drevermann, Ordinarius an der Universität 
Frankrur*, plaudert (wahrscheinlich ungewollt) aus, daß jeder 
Forscher es dankbar begrüße, „wenn sich neben dem Kultus- 
ministerium eine Organisation auf- und ausbaut, die aus den 
knappen Mitteln des Staates heraus diese Arbeiten fordert 
Wir folgern daraus, daß es erfreulich wäre, wenn die Kultus- 
und Finanzministerien einmal nach dem Rechten sähen. Wenn 
Herren, die sehr wohlhabend sind, ja sogar reich sind, Stipen- 
dien der Noigemeinschaft bekommen, so ist das ein SkandaL 
Z " r st unerhört von diesen Herren, daß sie um ein Stipendium 
einkonnnen oder es annehmen, noch unerhörter von der Not- 
gemeinschaft, sie durch Stipendien zu unterstützen. 

ir greifen die Notgcmemschafi an, weil ihre Rechen- 
schaftsablegung, über die vom Reich der Notgemeinschaft ge- 
zahlten vielen Mülionen seit Jahren unübersichtlich und 
schlecht ist um das Wort liederlich zu vermeiden, so daß eine 
v ächprufupg im einzelnen unmöglich ist. Was ^urde 
Schmidt-Ott über Korruption schimpfen, wenn man aus 
-- --- Etat eines sozialistischen Staates nachweisen konnte, dab 
sine nicht gemachte Reise nach Holland auf der Ausgaben 

S ^frteÄ Noigemeinschaft an, weil sie so viele Arbei- 
ten unterstützt die der Industrie zugute kommt, weil sie = Lus™- 
reisen finanziert in einer Zeit, m der Millionen Deuts cbe hur» 
i - Zv-ni Beweis zitiere ich wörtlich Herrn Schemann, , der in 
seinem berüchtigten Rassebuch, für das er die Unterstützung 
der Noigemeinschaft fand, wörtlich schreibt: „Durch eine zwei- 
te Bewilligung in den Stand gesetzt, mir auf Erholungs- 
reisen die für die Abfassung der beiden bisher erschienenen 
Bücher nötige Kraft zu verschaffen . . /* Schlimm ist es auch, 
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daß Arbeiten unterstützt werden, die mit den Institutionsmitteln 
ausgeführt werden könnten; schlimmer, daß sozial medizinische 
und sozialhygienische Arbeiter nicht unterstützt werden. 

Grundfalsch und oft widerlegt ist es, wenn Schmidt- 
0 1 1, der Präsident der Notgemeinschaft, in der Oeffentlichkeit 
die Behauptung aufstellt, daß die Notgemeinschaft in genügen- 
dem Maße Arbeiten von Outsidern berücksichtigt. Der Rechen- 
schaftsbericht der Notgemeinschaft beweist da Gegenteil, 

Noch ein Punkt sei hervorgehoben. Ina Publikum ist die 
Meinung vertreten, daß die Notgemeinschaft von Geldern der 
Industrie unterhalten werde. Im Vorjahre wurde bei einem 
Etat von etwa 14 Millionen tatsächlich ein Betrag von 160 000 
Reichsmark der Notgemeinschaft von der Industrie zur Verfü- 
gung gestellt Im letzten Jahr fehlt auch dieser kleine Posten 
ganz. Das Geld wird nur vom Reich gegeben. Dann soll aber 
auch das Reich die Kontrolle übernehmen. Die Notgemein- 
schaft, die nur dem Hochschulklüngel dient, soll verschwinden. 
Wir haben gar kein Interesse daran, Dinge zu unterstützen, die 
(um Herrn Dr. Niemann, der im Vorstand der Notgemeinschaft 
sitzt) zu zitieren „unbedingt geheimzuhallen“ sind. 

Bezeichnend für unseren Reichstag ist, daß er :rotz des 
vorliegenden Tatsachenmaterials in diesem Jahr der immer 
wachsenden Not den Fonds der Notgemeinschaft wieder be- 
willigte. 


Das erste deutsche Jugenderholungsheim. 

Von Dr. Walter Fabian, Dresden. 

Seit dem Herbst vorigen Jahres besteht in der Sächsischen 
Schweiz, auf der Endlerkuppe bei Ottendorf, das erste deutsche 
Jugenderholungsheim. Diese Einrichtung muß gerade für die 
sozialistische Äerzteschaft von hohem Interesse sein. 

.Verschiedene Ueberlegungen haben zur Gründung dieses 
Werkes geführt, das nur unter Ueberwincung großer Schwierig- 
keiten und vielfacher Widerstände geschaffen werden konnte. 
Immer deutlicher hatte sich in den letzten Jahren heraus- 
gestellt, daß für die erholungsbedürftige Jugend geeignete Stät- 
ten fehlten. Die Jugendherbergen und Natunireundehäuser er- 
leichterten zwar das Reisen und Wandern erheblich, waren 
aber doch für viele, die Ruhe und eine gewisse Pflege brauch- 
ten, nicht das Richtige. Andererseits waren die allgemeinen 
Erholungsstätten der Krankenkassen oder Ko mmtinal v er b är. de 
viel zu wenig auf die besonderen Bedürfnisse des jugendlichen 
Menschen eingestellt. Der Mangel an geeigneten Erholungs- 
stätten für erwerbstätige Jugendliche hemmte aber auch der. 
Kampf der Gewerkschaften und der Jugendorganisationen für 
Freizeit und längere Ferien, da ihnen allzu oft entgegengehai- 
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ten wurde, daß gerade der erholungsbedürftige Jugendliche mit 
seinen Ferien ia gar nichts Vernünftiges anfangen könne. An- 
dererseits mußte man sehen, daß gerade bei der jetzt jungen 
Generation, die noch unter den Folgen des Krieges und der 
Inflation und unter den Auswirkungen der Arbeitslosigkeit lei- 
det, die Notwendigkeit einer Ausspannung und Erholung unter 
sachgemäßer Leitung besonders groß ist. 

Alle diese Erwägungen führten zur Bildung eines Vereins 
zur Förderung von Jugenderholungsheimen, dem sich der Lan- 
desausschuß Sachsen der Deutschen Jugendverbände, die füh- 
renden gewerkschaftlichen Organisationen, eine große Reihe 
Orts- und Betriebskrankenkassec. eine Anzahl Bezirksfürsorge- 
verbände. der Berufsschullehrenrerbacd sowie weitere Organi- 
sa'.ionen und Einzelpersonen angeschlassen haben. Dieser Ver- 
ein hat mit Unterstützung des sächsischen Staates — vor allem 
durch die Lar. des v e rsicherungs anstatt — und einer Reihe von 
Kommunen als erstes Werk das Jugenderholungsheim Otten- 
dorf geschaffen. 

ln dem mustergültigen Bau, den der sozialistische Architekt 
K u - 1 3 ä r b i g-Dresden geschaffen hat, finden 160 Jugend- 
liche — fr. der Regel zu gleichen Hälften Mädchen und Jungen 
— Unterkunft. Um trotz dieser großen Zahl ein wirkliches 
Gemeinschaftsleben zu ermöglichen, ist das Gebäude in seiner 
ganzen Aufteilung in acht Gruppen von je 20 jungen Menschen 
aufgelöst, die zusammen mit einem Jugendleiter oder einer Ju- 
gencl eiterin eine sogenannte Familie bilden. Jede Familie hat 
inren eigener. Tagesraum, ihren eigenen (hygienisch vorbid- 
lic^ri] Waschraum, ihren eigenen Schlafsaal, der jeweils m 
kleine' zimmerartige Kojen mit je zwei Betten verwandelt wor- 
der ist. Dadurch und durch die frischen leuchtenden rarben, 
durch die Schönheit aller Formen vom Beleuchtungskörper bis 
zum Türgriff, ist der übliche schlafsaalmäßige Charakter voll- 
kommen vermieden worden, so daß sich hier jeder für eine 
Reihe von Wochen wohlfühlen kann. 

Die Zusammenfassung der Familien zur großen Gemeinschaft 

,-rft morgens bei rhythmischer Gymnastik, dann bei den ge- 
meinsamen ''Mahlzeiten im großen Festsaal, die mit gemem- 

- em Gesang und einem aufmunternden A^repmch eicge. eitet 
-erden. Für de n Abend stehen Radio-, Film- und Lichtbild- 
aeparai Bühne und Musikinstrumente zur \ erfugung. hme 
ausgezeichnete Bibliothek und eine große Reibe von Tages- 
zeitungen können alle geistigen Bedürfnisse befriedigen; für 
handwerkliche Betätigung sind verschieaene Werkstätten vor- 
handen. Die landschaftliche Umgebung des Heimes ist außer- 
ordentlich reizvoll und abwechslungsreich und zum Aufenthalt 

in allen Jahreszeiten geeignet. ... - 11 ™ 

De- besondere Gedanke von Ottendorf, wie er vor allem 
durch den Leiter, Dr. K a r 1 W i 1 k e r , vertreten wird, .st nun, 
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daß der Aalenthalt in Ottendorf nicht nur der körperlichen 
Erholung, sondern auch der seelischen Erfrischung, der Anre- 
gung zum Gemeinschaftsleben, der Aktivierung der Jugend 
für soziale Betätigung dienen soll. Die bisherigen Erfahrungen 
haben mit erschreckender Deutlichkeit gezeigt, wie gering das 
Interesse weiter Kreise der Jugend für alle über Sport und 
egoistische Bedürfnisse hinausgehenden Fragen ist und wie ver- 
schwindend klein bisher der Kreis ist, der wen der Jugend- 
bewegung erfaßt wurde. Umso notwendiger ist die Arbeit, die 
in dieser Hinsicht von Ottendorf geleistet wird und die sich, 
wie wir hoffen, mit der Zeit auf einen immer größeren Teil der 
Heranwachsenden Generation auswirkec wird. 

Dieser Arbeit stehen aber vorläufig schon deshalb große 
Schwierigkeiten entgegen, weil die jungen Menschen, die in der 
Regel von Krankenkassen, städtischen Wohlfahrtsämtern, der 
Landesversichemngsanstalt usw. nach Ottendorf geschickt wer- 
den, meist nur 3 bis 4 Wochen dort bleiben dürfen. Diese Zeit 
reicht gerade aus, um die fast immer sehr große körperliche 
Erschlaffung zu überwinden und das bei den meisten geradezu 
phantastische Schlafbedürfnis für eine Zeit zu befriedigen. Für 
eine tiefergehende seelische und sittliche Beeinflussung ist 
diese Spanne aber unbedingt zu kurz, wie sie auch nach unserer 
Auffassung nicht ausreicht, um eine gründliche, wirklich anhal- 
tende körperliche Erholung zu gewährleisten. Es muß auch in 
den Kreisen der Aerzte und Krankenkassenieiter Klarheit dar- 
über eintreten, daß die Gesundheit der Jugend gerade ch 
durch ihre heutige vielfach so gesundheitswidrige Lebensweise 
griahrd'** Indem Ottendorf durch seine ganze Arbeit für 

eine vernunftgemäße, Rauschgifte und andere Schädlinge ab- 
lehnende Lebensweise wirbt, schafft es neben dem seelischer, 
und sittlichen Wert dieses Wirkens zugleich die Voraussetzun- 
gen für ein Gesundbleiber und damit für den wirklichen Erfolg 
der Erholungrzeit. Um das zu erreichen, muß aber in der Regel 
eine längere Beeinflussungszeit zur Verfügung stehen, zumal 
cs sich ja vorwiegend um körperlich und seelisch sehr labile 
Jugendliche handelt. Eine Verlängerung der Aufenthaltsdauer 
muß daher als eine der wichtigsten Voraussetzungen für einer, 
wirklichen Erfolg der Ottendorfer Arbeit angestrebt -werden. 
Auch sonst wird man natürlich erst durch längere Erfahrungen 
alle richtigen Wege für dieses so neuartige Erziehungswerk fin- 
den können. Schon heute ist aber festzusteliem daß neben 
manchen unvermeidlichen, ehrlich eingestandenen Mißerio^en 
beachtliche Erfolge an einer großen Zah von Jugendlicher 
stehen. 

Ottendorf braucht für seine weitere Entwicklung die Unter- 
stützung aller gleichgerichteten Kreise, vor allem aber der so- 
zialistischen Aerzte, und wir glauben, daß es diese Unter- 
stützung verdient. Von besonderer Bedeutung wird sein, daß 
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cs nicht hei diesem einen Jugenderholungsheim bleibt, sondern 
da ß auch die anderen deutschen Länder zur Errichtung von Ju- 
genderholungsheimen übergehen; dadurch würde die Möglich- 
kei: des Austausches von jugendlichen Erholungsbedürftigen 
zwischen den einzelnen Landesteilen geschaffen, und das wäre 
natürlich von hohem gesundheitlichen wie seelischen Wert. 
Bestrebungen in dieser Richtung sind bereits sogar über die 
deutschen Grenzen hinaus, nämlich auch in Oesterreich und in 
der Tschechoslowakei, vorhanden. Es kommt nun darauf an, 
daß sich gerade die sozialistischen Aerzte für Ottendorf und 
überhaupt für den Gedanken des Jugenderhclungsheims inter- 
essieren und einsetzen. 


Rundschau. 

Zum Grubenunglück in Neurode. 

An dieser Stelle wurde bereits auf die Hungerreviere in 
Schlesischen Industrie gemeinden und auf das unbeschreibliche 
Elend hungerleidender Bergarbeiterfamilien bingewiesen. Jetzt 
eir.e furchtbare Grubenkatastrophe im Neuroder Kohlen- 
revier mit über 150 Opfern die Aufmerksamkeit erneut auf 
diese ausgebenteten 3ergprole tarier gelenkt. Selbst bei an- 
gestrengtester Arbeit ist der Lohn — 100 RM im Monat. Augen- 
zeugen berichten über die ständigen Gefahren, denen sie aus- 

gesetzt sind: . v , 

.Die furchtbarste Geißel der hiesigen Gruben ist die Koh- 
lensäure. Wenn die Kohlensäure ausbricht, dann beginnt für 
die Bergleute ein rasender Wcttiauf mit dem Tode. Wer sich 
durch einen glücklichen Zufall hinauf- oder hinunterretten 

kommt vielleicht mit dem Leben davon, wenn ihn auch 

monatelang« Krankheit quält. Wo aber durch den Bruch jeder 
Ausweg v-rsperrt wird, zerreißt und verbrennt das tödliche 
Gas die Lungen. Schwer nach Atem ringend werden die Le- 
benden geborgen; blau und mit Kohlenstaub zerf res sennen üe- 
vxh'. em schleppt man die Toten herauf, die Glieder erstarrt, 
wie sie der schleichende Tod überraschte. . 

Bei diesem gefahrvollen Dasein, ständig das Leben auis 
Spiel gesetzt, elende Hungerlöhne mit den gesundheitlichen 
reifen, Unterernährung, tuberkulöse und Sauglmgssterblich- 
\äV L- eil sind gefühlvolle Beileidstelegramme, Gedenk - 
artikei und einige Geldspenden. Zu fordern sind schärfste Kon- 
- i- und Schutzmaßnahmen in den Betrieben, statt der Ab- 
baupolitik Erweiterung der Erwerbslosenfursorge, der Sozial- 
versicherung zugunsten der Kranken, Invaliden und Kriegs- 
opfer! Hic Rhodus, hic saltaJ 
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daß der Aufenthalt io Ottendorf nicht nur der körperlichen 
Erholung, sondern auch der seelischen Erfrischung, der Anre- 
gung zum Gemeinschaftsleben, der Aktivisierung der Jugend 
für soziale Betätigung dienen soll. Die bisherigen Erfahrungen 
haben mit erschreckender Deutlichkeit gezeigt, wie gering das 
Interesse weiter Kreise der Jugend für alle über Sport und 
egoistische Bedürfnisse hinausgehenden Fragen ist und wie ver- 
schwindend klein bisher der Kreis ist, der von der Jugend- 
bewegung erfaßt wurde. Umso notwendiger i. t die Arbeit, die 
in dieser Hinsicht von Ottendorf geleistet wird und die sich, 
wie wir hoffen, mit der Zeit auf einen immer größeren Teil der 
heranwachsenden Generation auswirken wird. 

Dieser Arbeit stehen aber vorläufig schon deshalb große 
Schwierigkeiten entgegen, weil die jungen Menschen, die in der 
Regel von Krankenkassen, städtischen Wohlfahrtsämtern, der 
Landesversicherungsanstalt usw. nach Ottendorf geschickt wer- 
den, meist nur 3 bis 4 Wochen dort bleiben dürfen. Diese Zeit 
reicht gerade aus, um die fast immer sehr große körperliche 
Erschlaffung zu überwinden und das bei den meisten geradezu 
phantastische Schlafbedürfnis für eine Zeit zu befriedigen. Für 
eine tiefergehende seelische und sittliche Beeinflussung ist 
diese Spanne aber unbedingt zu kurz, wie sie auch nach unserer 
Auffassung nicht ausreicht, um eine gründliche, wirklich anhal- 
tende körperliche Erholung zu gewährleisten. Fs muß auch in 
den Kreisen der Aerzte und Krankenkassenleiter Klarheit dar- 
über eintreten, daß die Gesundheit der Jugend gerade auch 
durch ihre heutige vielfach so gesundheitswidrige Lebensweise 
gefährdet wird. Indem Ottendorf durch seine ganze Arbeit für 
eine vernunftgemäße, Rauschgifte und andere Schädlinge ab- 
lehnende Lebensweise wirbt, schafft cs neben dem seelischer, 
und sittlichen Wert dieses Wirkens zugleich die oraussetzun- 
gen für ein Gesundbleiben und damit für den wirklichen Erfolg 
der Erholungszeit. Um das zu erreichen, muß aber ir. der Re£ei 
eine längere Beeinflussungszeit zur Verfügung steher., zumal 
es sich ja vorwiegend um körperlich und seelisch sehr labile 
Jugendliche handelt. Eine Verlängerung der Aufenthaltsdauer 
muß daher als eine der wichtigsten Voraussetzungen "ür einen 
wirklichen Erfolg der Ottendorfer Arbeit angestrebt werden. 
Auch sonst wird man natürlich erst durch längere Erfahrungen 
alle richtigen Wege für dieses so neuartige Erziehungswerk fin- 
den können. Schon heute ist aber r es tzus teilen, daß neben 
manchen unvermeidlichen, ehrlich eingestandenen Mißerfolgen 
beachtliche Erfolge an einer großen Zahl von Jugendlichen 
stehen. 

Ottendorf braucht für seine weitere Entwicklung die Unter- 
stützung aller gleichgerichteten Kreise, vor allem aber der so- 
zialistischen Aerzte, und wir glauben, daß es diese Unter- 
stützung verdient. Von besonderer Bedeutung wird sein, daß 
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es nicht sei diesem einen Jugenderholungsheim bleibt, sondern 
daß auch die anderen deutschen Länder zur Errichtung von Ju- 
genderholungsheimen übergehen; dadurch würde die Möglich- 
keit des Austausches von jugendlichen Erholungsbedürftigen 
zwischen den einzelnen Landesteilen geschaffen, und das w äre 
natürlich von hohem gesundheitlichen wie seelischen wert. 
Bestrebungen in dieser Richtung sind bereits sogar über die 
deutschen Grenzen hinaus, nämlich auch in Oesterreich und in 
der Tschechoslowakei, vorhanden. Es kommt nun darauf an, 
daß sich gerade die sozialistischen Aerzte für Ottendorf und 
überhaupt für den Gedanken des Jugendcrhclungsheuns inter- 
essieren und einsetzen. 
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Zum Grubenunglück in Neurode, 

.Am dieser Stelle wurde bereits auf die Hungerreviere in 
Schlesischen Industriegemeinden und auf das unbeschreibliche 
Elend hungerleidender Bergarbeiterfamilien hingewiesen. Jetzt 
h- eine furchtbare Grubenkatastrophe im Neuroder Kohlen- 
-evier mit über 150 Opfern die Aufmerksamkeit erneut aut 
diere ausgebeuteten Bergproletarier Selbst b A c, J an " 

gestrengtester Arbeit ist der Lohn — 10° im Monat, Augen- 
zeugen berichten über die ständigen Gefahren, denen sie aus- 

^3ie ' furchtbarste Geißel der hiesigen Gruben ist die Koh- 
lensäure. Wenn die Kohlensäure ausbricht, dann beginnt fur 
di» Bergleute ein rasender Wettlauf mit dem Tode. Wer sich 
durch einen glücklichen Zufall hinauf- oder hinunterreden 
kann, kommt vielleicht mit dem Leben aavon, wenn ihn auch 
monatelang« Krankheit quält. Wo aber durch den Bruch jeder 
-u sweg versperrt wird, zerreißt und verbrennt das tödliche 
Gr- die Lungen. Schwer nach Atem ringend werden die Le- 
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Von der Reiehssektion Gesundheitswesen. 

Die Reiehssektion Gesundheitswesen, der die Mitglieder 
des V.S.Ae. sich nach einem Beschluß der Reichstagung anschließen wer- 
den. ist ein Bestandteil des Gesamt verbände?, der Arbeitnehmer der öffent- 
lichen Betriebe und des Personen- und Warenverkehrs. Die Mitgliedschaft 
dieser Riesengewerkschaft hat die Zahl 700 003 überschritten. Davon ge- 
hören der Sektion Gesundheitswesen rund 50 000 Mitglieder an, die in den 
verschiedensten Einrichtungen des Gesundheitswesens beschäftigt sind: in 
Krankenhäusern, Sanatorien, Heil- und Pflegeanslalten Ambulatorien in 
der Wohlfahrt und Fürsorge. 

Waren die Gewerkschaften früher vor allem bestrebt, die Erhöhung der 
Gehälter und Löhne dirrchzuseLzen, so richten sie fetzt daneben das Augen- 
merk auf die Beseitigung der wirtschaftlichen und sozialen Nöte. Die 
Reichssektion Gesundheitswesen fordert mit Nachdruck die Schaffung hy- 
gienisch einwandfreier Arbeitsplätze, verbunden m;t Wasch- und Bade- 
gelegenheiten, die Gewährung von Schutzkleidung in ausreichendem Maße, 
die Durchführung und Erweiterung von UnfaLlverhütungsrorschr.itcn, den 
Erlaß von Vorschriften zur Verhütung von Berufs- und Gewerbekrankheitea. 
Besonders erfolgreich war die Sektion in der Frage der Arbeitszeit für das 
Gesun dhc i isp ers oral. Die durchschnittliche Arbeitszeit betrug bis zum 
Kriege 14, häufig sogar 16 Stunden pro Tag. Heute besteht eine Arbeits- 
zeitverordnung, die die Arbeitszeit auf höchstens 10 Stunden pro Tag be- 
grenzt. Darüber binnus haL es die Reichssektion verstanden, ihren Kampf 
um die Einführung des Achtstundentages so wirkungsvoll zu gestalten, daß 
heute trotz der Verordnung fast 50 Prozent des gesamten Personals den 
Achtstundentag haben. 

Für seine Mitglieder gewährt der Verband Unterstützungen bei Er- 
werbslosigkeit, Krankheit und Unfällen, beim Ableben an die Hinterblie- 
benen, bei besonderen Notfällen, bei Streik und Maßregelung, ferner un- 
entgeltlichen Rechtsschutz bei Differenzen, die bei Ausübung der beruf- 
lichen Tätigkeit oder in Wahrnehmung berechtigter Interessen entstehen. 

im September d, J. soll im Rahmen der Sektion eine Aerzle Gruppe 
offiziell in Erscheinung treten. In der letzten Nummer des , Soz. Arzt“ 
wurde die Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Organisierung der Aerzte 
begründet. Mehrere Hundert .Aerzte sind bereits der ireieu Gewerkschaft 
beigetreten, weitere Hundert werden zweifellos in kurzer Zeit folgen. 

Die Reichs Sektion Gesundheitswesen 
halt am 22. — 23. August d. J. in Hamburg die 4. Sitzung der 
Reichsfachkommission ab. Aus der reichhaltigen Tagesord- 
nung erwähnen wir: 

situationsbericht über die Arbeitstherapie und Außenfür- 
sorge für Geisteskranke; Die Durchführung der Unfall versiehe* 
rungsgesetzgebung; Die Entwicklung der Schwestern schal: und 
der Hebammenbewegung. Ref.: Karola We dl; Eie Orga- 
nisierung derAerzte. Referent: Paul Levy; Die Reichs- 
sektion auf der Hygiene-Ausstellung. 

Die »jVerjudung“ der Hochschulen 
wird wieder einmal von der „Deutschen Wochenschau" Ber- 
lin) ins Treffen geführt. Mit Prozenten sucht man die Einfüh- 
rung des Numerus clausus zu begründen. Weil der jü- 
dische Prozentsatz im deutschen Volk nicht ganz 2 Prozent 
beträgt, sei es unerhört, daß 42 Prozent der Professoren der 
medizinischen Fakultät der Universität Juden sind. Hierbei 
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waren die Preußen so vorsichtig, „nur die als Juden geborenen 
und im mosaischen Glauben aulgewachsenen Vollblntjuden" zu 
zählen. Die „Völkische Arbeitsgemeinschaft" in „Deutsch- 
österreich" dagegen bringt eine Liste von Professoren jüdi- 
sch ar Rasse oder jüdischer Abstammung zum Abdruck. 

Mit der Liste wurde die „Deutsche Wochenschau" sehr hin- 
eingelegt. Sie stammt nämlich nicht aus einer Maienwoche 
des Jahres 1930, sondern aus dem Jahre 19231 Sieben Jahre 
lang ä u t eine völkische Arbeitsgemeinschaft 
Namen wieder: keinem einzigen dieser „Juden" hai sie 
nachgewiesen, daß er der Lehrkanzel oder Dozentur, die er 
ir.neha . , unwürdig wäre. Wie wäre es mit der Einführung 
eines Numerus clausus der Gedankenlosen? 

Gegen den Alkohqlismus. 

Nie letzte, von zahlreichen Funktionären der Arbeiterschaft 
besuchte Versammlung der „Arbeitsgemeinschaft 
sozialistischer Alkoholgegner" faßte einstimmig 
die folgende Entschließung: 

„Die "Versammlung fordert zur Eindämmung des ständig 
wachsenden Alkoholkonsums vom Staat erzieherische und 
gesetzgeberische Maßnahmen, von der Gemeinde praktische 
Arbeit durch Schaffung alkoholfreier Sportplätze, Yersaroni- 
ngsräume und Volksnäuser, ferner durch den Ausbau der 
Alkoholkranken-Fürsorge. 

Die Arbeiterpresse wird dringend gebeten, die Massen 
gründlicher aJs bisher über die Verderblichkeit der heutigen 
Trmksitten aufzukläreu. Kampf gegen den Aikohoiismus 
ist Dienst am Sozialismus. 

Dar muß auch die Losung aller politischen, gewerkschaft- 
licher. und kulturellen Organisationen der Arbeiterschaft 

34. Deutscher Krankenkassentag. 

Die diesjährige Mitgliederversammlung des Hauptvor- 
Standes Deutscher Krankenkassen findet vom 17. 
bi: 18. August in Dresden statt. Auf der Tagesordnung steht 
m. ein rieferat von Prof. Fetscher über „Sozial- 
h v giere und Krankenversicherung". Berichte 
■_'z 2 T r. euere uteilmethoden auf dem Gebiete der Tuberkulose, 
irh 2 u-a:: 3 cnen Erkrankungen, Homöopathischen Heilweisen 
der Psychotherapie geben die Professoren Sauerbruch, 
jurtini, Fritz Munk, Stiegel e und J. H. Schultz. 

lieber das Thema „Frauenbilduag und Kultur“ veran- 
staltet der . .üund entschiedener Schulreformer in Berlin vom 
1.-— 4, Oktober c. J. einen öffentlichen Kongreß im Schöne ber- 
ge- dathaus. Zs sprechen u. a.: Minister Adolf Grimme, Prof. 
Paul Oestreich, Prof. R. Strecker, Dr. Heinrich Dehmel. An- 
fragen: Albert Lenz, Berlin O 17, Hohenlohestraße 9. 
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Aus der sozialistischen Aerztebewegung. 

Einige Worte über die 

tschechoslowakische sozialdemokratische Ärzteb ewegung. 

Von Dr. Max Popper, Prag. 

In den Neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts waren 
in der Tschechischen sozialdemokratischen Partei vier Aerzte 
tätig. Einer von. diesen (Dr. Helbrich) hat in der Sozialdemo- 
kratischen Partei den Wert der Gewerkschaft kennenge ierat 
und wurde einer der Begründer jenes ärztlichen Verbandes, der 
heute mehr als 90% aller Aerzte vereinigt, der Ustiedes Jed- 
nota, einer Analogie des Hartman nbundes. Seine Tätigkeit war 
bald ein Stein des Anstoßes in der Partei, er selbst wurde im 
Jahre 1912 von seinem Posten als Arzf der Prager Bezirks- 
krankenkasse gekündigt, und diese Kündigung gab der. ^ An laß 
zum ersten Aerztestreik in Böhmen, einem Streik, der für die 
Aerzte unglücklich verlief. Mit Dr. Helbrich verlief ein zwei- 
ter Arzt die Partei und beide bekehrten sien zur Nationaldemo- 
kratie. Ein dritter, Leo Sachs, starb in Erfüllung seiner Mili- 
tärpflicht im Jahre 1907, nach dem Krieg verblieb icn allem 
von der alten Garde. Inzwischen wuchs eine neue Generation 
heran. Fast hatte es den Anschein, daß der Ustiedes Jedncra 
ein gefährlicher Rivale emporwuchs, die jungen Aerzte, denen 
der Krieg und die Demokratie der Nachkriegszeit ein anderes 
Verhältnis zu den Arbeitern und deren Kämpfen und Sorgen 
einimpfte, begründeten die sog. „Junge Generation , e:“^ uccr- 
aus aktive Gruppe, die das heute gelcsenste ärztliche U ^ac 
herausgibt, Kurse veranstaltet, Aerztereisen organis.ert usw. 
Die Führer der Ustiedes Jednota erkannten bald die Gefaar 
und es kam zu einer Verschmelzung, bei welcher den neuen 
Männern ein wichtiger Einfluß auf die Gebahrung de r -:r.ge 
in der Ustiedes Jednota zugesichert wurde. Von dieser Jun- 
gen Generation" kam eine stattliche Zah junger .-.erzte zur 
Partei, nahm Anteil an den Arbeiten in den Arbeicerturnver- 
einen, in den kulturellen Zentren der Arbeiterschalt, vor aLszn 
aber bedeuteten diese jungen Aerzte auch in uer Sozia idem. 
Partei einen kräftigen Antagonismus gegenüber der ärzte länd- 
lichen Stimmung bekannter Kreise un Krankenversicherangs- 
wesen. Vor vier Jahren konstituierte sich in Prag cer v erein 
tschechoslowakischer sozialdemokratischer Aerzte; es waren 
ungefähr 40 Aerzte, die den Verein begründeten. Zweck des 
Vereins war vor allem die hygienische Beratung in dar - -rbe.* 
terpartei, die sachvcrständüche Tätigkeit für die Parteiexeku- 
tive und für die Abgeordneter- und Sena'.erüuuos, 
und aufklärende Tätigkeit in den Parteiorganes in der Ar&ei- 
tersportbewegung, Führung des Arbeitersamariter* vesem , nie 
minder auch die Wahrung des ärztlichen Ansehens in cer pro- 
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letarischen Bewegung. Eine Aufzählung unserer Gutachten, 
unserer Aktionen im Großen -und Kleinen würde wohl zeigen, 
daß die vierjährige Arbeit Beträchtliches geleistet hat; im Rah- 
men dieser Ausführungen würde es jedoch zu weit führen. Der- 
zeit sehen wir zu unserem Bedauern, daß auch Desperados in 
der Aerzteschaft ihr Heil darin suchen, unter dem Deckmantel 
der sozialdemokratischen Zugehörigkeit Schutz für ihre Tätig- 
keit zu finden. Derzeit bestehen außer Prag Sektionen in 
Pilsen, Mähr. Ostrau, Königgrätz imd in der Slowakei; unsere 
Zahl bewegt sich zwischen 150 und 200, Anmeldungen erfolgen 
in letzter Zeit sehr rege, wir gelangen aber zur Ueberzeugung, 
ca3 jede einzelne A nm eldung fürsorglicher erwogen werden 
muß als dies in der Ustriedes Jednota geschieht. Nicht die 
Zahl Ire entscheidend sein, aber die Arbeit, die die in unserem 
Verband vereinigte Aerzteschaft der Arbeiterklasse leistet, 
nicht minder aber der makellose Ruf, den wir für jedes unserer 
Mitglieder als Vorbedingung der Angehörigkeit zum Verband 
fordern. Diese Worte seien als unsere Anmeldung zur sozia- 
listischen A erziehe wegung gewertet; wir werden künftig über 
unsere Aktionen naher berichten. 


Das Reichstreffen des V. S. Ä. in Dresden. 

F-r.if wichtige organisatorische Fragen, die auf der letzten Reichs- 
tag'.^ in Chemnitz behandelt wurden, sollten in einer Rcichsvorstands- 
sitzong roch-nals erörtert werden. Der Berliner Vorstand folgte einer An- 
nserer Genossen in der Tschechoslowakischen Republik, die gicich- 
v-f ^Vn Reichstreffen in Dresden, das in diesem Jahre em besondere 
- ocvc ^ r .. . Kongreßort ist, wünschten. Trotz der kurzen vorbereitungs- 
-s . V- -ir.e sehr große Zahl von Kollegen aus Berlin, Breslau, Liegnitz, 
"-ankrurr. aui den verschiedenen Städten Sachsens und der CSR. in Dres- 
dp- -:;en. Auch etliche Vertreter der Reichssektion Gcsundhei»«- 

, an erschienen. Gen. Simmel, der in letzter Minute ap d< er 
R,-. ; 5 p nriert wurde, und die Vereinigung sozialdem. .merzte Wiens, hatten 

Beörüßur •s^.egramme gesandt. Im Mittelpunkt der Erörterungen — Gen, 
Pop : ;z - Dresden leitete die Sitzung — stand die seit Monaten in den 
Ortsgruppen intensiv behandelte Frage der gewerkschaftlichen Orfiamsie- 
ru.. "der A*rzte. Genosse Eluisov, der Vertreter der Ortsgruppe 
Fra-: • : a M.. äußerte Zweifel, ob die gewerkschaftliche Organisierung 
rieb* verfrüht oder überhaupt der richtige Weg sei. Alle anderen Dis - 
; : -dn er. Haas e, Loewensteir, Paul Levy, Fabian, H o - 
i - - s - h c r Geis und Popper, teilten den Standpunkt des Vorstandes, 
Für den Gen. Flak., den Bericht einleitend gegeben hatte, da G der Zu- 
r:-r,mer.-chluß mit allen Gesundheilsarbeitem den Arzt erst in die Lag« 
-Cizc, für seine Interessen and für eine großzügige Gesundheitspolitik im 
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i;.- ■? * : ^gewerkschaftlich Organisierten — . — 

-■-T^. 3n zm io mehr, al- diese 5K- Millionen gleichzeitig als das Gros der 
.Ai'ck >.n ir, ihren gesundheitlichen Interessen aufs engste mit ihm ver- 
knüpft sind. Der V.S.Ac. wird nicht korporativ der Gewerkschaft bcitre- 
• ca, seine Mitglieder sollen sieb als Eiczclmitglieder organisieren, der Ver- 
ein als solcher soll selbstverständlich bestehen bleiben. 

Gegen eine Stimme wurde folgende Resolution angenommen: 



Veranstaltungen der Ortsgruppe Groß-Berlin. 

Kurz vor dem Dresdner Reichstreffen, am 21. Mai, veranstalteten -.vir 
eine von Mitgliedern und zahlreichen Gästen gutbesuchte Sitzung. Haupt- 
thema: „Offene Fürsorge für Nerven - und Geisteskrank e“ 
(Referent: Gen. Fritz Frankel). Das Referat wird im .,?oz. Arzt” er- 
scheinen. An der sehr regen Diskussion beteiligten sich die Kollegen und 
Genossen Simmel, Fritz S a 1 i n g e r , Erna Neidhardt, G, loe - • e n- 
stein, B a 1 1 u f f (Wittenatter Heilstätten), W a e t z o 1 d t (Hauptgesund- 
heitsamt). 

Besonderes Interesse fand auch die folgende Sitzung am 19. Juni. Nach 
einem beifällig aufgenommenen Bericht des Gen. H u n w a 1 d von der Stu- 
dentengruppe über das Reichstreffen und die Hygiene-Ansstclking refe- 
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rieric Gen. Felix 3 o • tth e £ m über „Arzt und Kurpfusch« r". Auch 
über dieses aktuelle Thema worden ausführliche Referate in der Zeitschrift 
veröffentlicht ''.•erden. Sowohl von dem Hauptredner wie in der Aus- 
sprache --•on dco Gen. Meyer-Zachart, Karfunkel, Graaz, 
Ltntos. Falkenhcrg (Gr.-Berüncr Aerztebund), Klauber, Wtifl, 
Fabian wurden die Gründe dargelegt, die zur Ausbreitung der Kur- 
pfuscherei führen konnten. 

Zum Protest gegen die Besteuerung der Kranken ver- 
anstaltete der VÄAe. gemeinsam mH der Reichssektion Gesundheitswesen 
im Gesami verband und der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Aerzte 
im Plenarsixzungssaale des Reicheswirtschaftsrat am 3. Juli eine große 
öff.-llicde Kundgebung. Trotz tropischer Juli Hitze war die Versaramlung 
überfüllt und von bestem Kampfesgeiste erfüllt. Alle Redner fanden 
stärksten Beifall, als sie zum entschlossenen Kampfe gegen die geplanten 
reaktionären Maßnahmen der Regierung auf riefen. F. 


An unsere Mitglieder! 

Uns sre Werbearbeit und unsere Zeitschrift, die nur aus den Mitteln der 
Organisation erhalten v.-ird und weiter ausgebaut werden soll, erfordern so 
■;rcße Mittel. daO wir unsere Genossen bitten, den rückständigen Jahrea- 
beitra^ in Hohe von 10. — RM und 3. — RM Pressefonds baldigst einzu- 
-■endc-!. Ab 10. September d. J. werden Nachnahmen ver- 
sandt. 

Zur .iadig für die Mitglieder in Berlin und in den Orten, wo noch keine 
Grtst- ouen bestehen, ist der Kassierer Dr. F. Roscnthal, Berlin- 
" i 1 ir -TSdorf, Ka iserallen 175 (Postscheck Nr. 189). 

All« Zahlungen (AbonnementsbetrEg«, freiwillige Spenden usw.) für den 

.5 a x. Atz t“ bitten wir an 

Dr. Minna Flake, B e r li n - W il m c r s d o r f , Waghäuseler- 

straße 19 

[Pos Scheck Nr. 74 915) zu überweisen. Auch Reklamationen wegen Nicht- 
zustellung der Zeitschrift sind an diese Adresse zu richten. 

Berichtigung. 

V - - dem Gen. Felix Boenheim geht uns die folgende Berichtigung 
mit dar Bitte um Abdruck im „Soz. Arzt" zu: T . 

..In der sozial-hygienischen Beilage des „Abend vom 1. Juli 1930 steht 
anscheinend ein Originalaxtikel von mir „Experiment und Klassen medizm . 

Ich erkläre hierzu: ich habe diesen Artikel nie geschrieben und lehne 
"eglicae Verantwortung für diese Ausführungen ab." 


Neue Mitglieder 


Folwade Neuaufnahmen in den V.S.Ae. wurden April— Juni dieses 

iTrViu^Kaxf Schwarz; Erika Griess; Walter Misch; Käthe Misch-Frankl; 

Walter hinke; Hilde Caspari; Ernst Büding. 

Düsseldorf: Franz Zimmermana; W. Wadler. 

Elberfeld: Hans Röttgen. 

Leipzig: Belcnky. ^ 

0a lo ’{ nV; wegen): Carl V. Mauthey Lange; Karl Evang; Gerda Eraag; 

Nie. Hoel. 

Zur Aufnahme sind gemeldet: ... _ ,, t 

3er : . n : Wilhelm Swienty; Erich Lewin; Ernst Israelski; Resi Löwenthal, 
Margot Stern; W. Seidel. 

Bonn a. Rh.: Prot A. Kantorowicz. 


144 


Bücher und Zeitschriften 


Bücher und Zeitschriften 

(Besprechung Vorbehalten) 


Sexualfragen. 

Dr.mcd. Erna Giasmer, Geschlechts- 
fragen des Weibes. Enke -Verlag, 
Stuttgart 1920. 

Die allgemeine Einstellung dci 
Schrift ist abzulehaea. Soziale Ge- 
sichtspunkte werden kaum beach- 
tet, werden sic es aber, so kommt 
die Verfasserin zu Schlüssen, w:< 
dem, da3 die Berufsarbeit die weib- 
liche Fruchtbarkeit nicht beein- 
flusse, Abtreibung zu den Entartun- 
gen zu rechnen sei usw. Die psy- 
chologischen Betrachtungen sind 
oberflächlich und entstammen der 
Schule der bürgerlichen Frauen - 
recht ler. D. F- 

Gerhard Venzmer, Eine sterbende 
Krankheit. 104 S. KarL 2.50 RM. 
Montana-Verlag, Stuttgart. 

Diese populäre, mit guten 3il- 
dem ausgestattele Schrift, sch'.ldcr 
die Schrecken der Syphflis in 
früherer Zeiten bei den_ verschie- 
denen Völkern. Mit der Entdeckung 
des Mikroskops, mit den bahn- 
brechenden Forschungen Robert 
Kochs und Pasteurs, mit der Auf- 
findung der Syphiiis-Spirccnaetea 
und schließlich durch die geniale 
Erfindung von Paul Ehrlich wurde 
die Lucs, die jahrhundertelang als 
unheilbar galt, eine heilbare Krank- 
heit. Der Verfasser nenr.t sie so- 
gar eine sterbende Krankheit. 

Karl Sommerfeld, Die Jungfräuliche 
• Geburt. Preis 0.60 RM. Heft ls 
der Serie ,, Beiträge zum Sexual- 

E roblem", herausgegeben von 
ir. Felix A. Thei.haber. Asy 
Verlag, Berlin O 34. 

Die Aufklärung. Illustrierte Mo- 
natsschrift über Geschlecht, 
Liebe und Ehe, herausgegeben 
von Magnus Hirschfeld 
und Maria Krischc. 2. Jahr- 
gang 1930. Heft 4»5. Preis 1 RM. 
Verlag Aufklärung u. Fortschritt, 
Berlin. 

Die Neue Generation. Hcrausgegcb. 
Dr. Helene Stöcker, Berlin-Ni- 
kolassee. 26. Jahrg. Heft 5/6 ent- 
hält u. a.: 


Dr. Kurt Hiller: Forderungen zum 
Sexualstrafrecht; Dr. Julian Mar- 
cusc: Geburtenregelung: Victor 

Noack: Wohnungsnot und Gebär- 
zwang; Beratungsstelle der Jugend 
von Er. Kurt Beck. 

Russische Erfahrungen mit der Frei- 
gabe der Abtreibung — eine 
Lehre für Deutschland von^Dr. 
med. Krassilnikian. Veriag Emil 
Ebering, Berlin 1930. 

Mitteilungen der Deutschen Gesell- 
schaft zur Bekämpfung der Ge- 
schlechtskrankheiten, Berlin W62. 
Aus dem Juni-Heft: Die Be- 
kämpfung der Geschlechtskrankhei- 
ten in England von Dr. Helen Wil- 
son; Sexual fragen für die Jugend 
von Prof. Almkrist, Stockholm; So- 
ziale Kronkenhausfürsorgc für ^Ge- 
schlechtskranke von Clarissc BH- 
menth&L 

Sozialpolitik und 

Wohlfahrtspflege. 

Denkschrift zur Reichs gesetzlich: ca 
Regelung der Ausbildung des 
Bade- c. Massagepersonalx Von 
Paul Lsvy, Reichssekiion-Ge- 
aundheitawesen. 

Verfasser weist darauf hin. daJ 
die Entwicklung des Massageben: 
ies außerordentlich zugenommen 
hat. Diese Ueberfüllung zum 
Teil darauf ztrrü c kzui ühr en, da3 
außer den staatlich anrrksrrr.e- 
Massageächuien auch noch private 
Ansbilduaxgsstälica und ^Mzssage- 
salons von zweideutigem Charakter 
sich mit der Ausbildung hefe*?es. 
Dadurch tritt ein Uebcrasgebot von 
Kräften ein, und das Niveau wird 
durch die schlechte Ausbildung pri- 
vater Salon3 herabgedrückt Es wer- 
den daher von den. Gcsamlverbmd 
— Reichssckiion Gcsundhei'-iwsäen 
Abt 8 — Forderungen auf gestellt, 
von denen ich nur die wichtigsten 
erwähne: 

Zur Ausbildung dürfen nur Per- 
sonen zugclassen werden, die dia 


Bücher und Zeitschriften 


145 


emeine Krankenpflege gelernt ALkoholismuS. 


Die Ausbildung darf nur in staat- 
iich-knnzcssionierten Anstalten, die 
unter ärztlicher Ueberwachung 
stehen, durchgeführt werden. 

Die Ausbildung in privaten In- 
stitutes muß verboten werden. 

Für die bisher in diesem Beruf 
Tätigen sollen L'ebergangsbestim- 
msngen für die Anerkennung er- 
lassen werden. 

F. sL 

Arbeiterwohl fahrt. Herausgegeben 

vom Hauptausschuß. für _ Arbei- 
ter-Wohlfahrt. 5. Jahrg. 13. Heft. 
Juli 1930. 

Aus dem Inhalt: Die Durchfüh- 
rung des Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten: Wohl- 
fahrtspflege und Tuberkulosenfür- 
sorge: Aus der Tätigkeit der Sozial- 
versichcrungslräger. 

Soziale Arbeit. Berlin- Charlotten- 
burg. 7. Jahrg. Nr. 25. 

Der Arbeiter-Samariter. Chemnitz. 
Zentral-Organ des Arbe:ter-Sa- 
— ari’erhundes. Juli 1930. 

Soziale Medizin. Wissenschaftliche 
lor. -ilsschrift für Sozialversichc- 
rungsmedizin. Berlin-Charlotten- 

burg. 

Jas Juni-Iicft enthält u.. a.: Rcg-- 
unü . r g <iirm sl-Rav Dr. Ickert: So- 
zial“ er-sichcrung und Tuberkulose - 
be-.ämolung; Dr. A. Korach: Spar- 
maßnaiunen und Gcstmdheitswirt- 
schaft in Berlin; Dr. H. Woiff: Mo- 
derne Prothetik. 

Sozislärz'- Rundschau. Wien VII. 
1. Jahrg. Nr. 1. „ „ „ 

Ai; s dem IniifiJt; Dr* S. i cllsr: 

Gesetzlicher Schutz der ^sebwan- 
giren Arbeiterin; Therese Schlesin- 
ger: Ist Mutterschaft soziale Pllicht? 
Dr. Bianca Steinhardt: Zur Frage 
der Schmerzlindcrung während der 
Gr:::... Dr. P. Gerber: Die Aerzte 
und das Rausch gif tgesetz. 

Literatur-Rundschau für Mitarbeitei 
in der Straffälligenfürsorgc. Schrift- 
leitir g: E. Rauft; Prof. Fetscher- 
Dresden; Dr. Bmn-L«ipzig; Dres- 
den N 6. 


Emst Lieben, Zur Frage der Be- 
steuerung alkoholischer Getränke. 
Tribüne; Jg. 3, Nr. 1. 

Ausgehend von den Verhältnis- 
sen in der Tschechoslowakei wird 
die Steuergesetzgebung in Deutsch- 
land, England, Frankreich, Holland, 
Oesterreich und den nordischen 
Staaten erörtert Die Alkoholsteuer 
müssen auch die Sozialisten be- 
jahen, die gegen indirekte Steuern 
sind. Notwendig ist radikaler Ab- 
bau der Verbrauchssteuer auf den 
notwendigen Massenverbrauch und 
radikale Besteuerung der geistigen 
Getränke, abgestuEt nach ihrem Al- 
koholgehalt. Die Besteuerung des 
Alkohols darf nicht nur nach fis- 
kalischen Gesichtspunkten erfolgen, 
sondern muß die Drosselung des 
Konsums zum Ziele haben. Eng- 
lands Beispiel lehrt, daß eine_ ver- 
ständige S+euerhandhabung gleich- 
zeitig die Einnahme steigert und 
den Verbrauch einschränkt, 

H a a s e. 

K. Weymann, Denkschrift über die 
Notwendigkeit und den Wert 
einer frühen Polizeistunde. Ver- 
lag „Auf der Wacht". Berlin- 
Dshlem, 1930. 

Lesenswerte, in ihrer ruhigen 
und sachkundigen Darlegung über- 
zeugende Denkschrift gegen die 
Aufhebung der Polizeistunde oder 
ihre Verlängerung über 1 Uhr hin- 
aus. Der Einwand von der 
Schränkung der bürgerlichen Frei- 
heit hält nicht stand. Das kohl der 
arbeitenden Volksgemeinschaft ist 
wichtiger als die vermeintliche Frei- 
heit einer kleinen Schicht trink- 
freudiger Nachtschwärmer. Die Frei- 
heit des Bürgers wird auch nicht 
durch Zwang zum 7 Uhr-Laden- 
schluß und Sonntagsruhe "bedroht. 
Auch an die sozial-hygienische 
Lage der Gastwirts-Angestellten 
sollte gedacht werden, Faase. 

S. Katzenstein, Die Abgaben der 
Gemeinde im Kample gefren den 
Alkoholismus. Dietz NacbE. Ber- 
lin 1930. 21 S. 

Tatsachenreiche, das neueste 
Schrifttum berücksichtigende Dar- 
stellung vom Standpunkte des so- 
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rrialii tischen Alkoholgegners. An 
eine prägnant« Schilderung der Al* 
koholnot -werden praktische V or- 
schl&ge zu ihrer Bekämpfung ge- 
knüpft- Dabei werden, über eien 
Titel der Schrift hinausgehend, 
nicht nur die Aufgaben erörtert, die 
den Gemeinden, sondern auch die, 
die dem Staate, der Polizei, den 
Schulen, den privaten Verbanden, 
Sportvereinen, Gewerkschaften und 
Konsumgenossenschaften zufallen. 
Wichtig wäre noch auf die Pflich- 
ten hinzuweisen, die den Kranken- 
kassen und Versicherungsträgem 
auf dem Gebiete der Vorbeugung 
und Behandlung des Alkoholisaus 
zukommen. Hier fehlt es bisher oft 
an Verständnis. Haase. 

Tuberkulose. 

Daher Unzulänglichkeiten in der Tu- 
berkulose -Bekämpfung. II. Mit- 
teilung von W. Huppert und Th. 
Gruschka. Zeitschrift für Tuber- 
kulose. Bd. 56. Heft 4. 1930. 

Die Verfasser zeigen an Hand 
einer eingehenden Statistik von 1032 
Insassen der Lungenheilstätte, daß 
durch Einweisung nichtgeeigneter 
Patienten ein großer wirtschaftlicher 
Schaden entsteht und der Tuberku- 
losebekämpfung dadurch nicht wirk- 
sam gesteuert werden kann. Sic 
empfehlen daher vor der Einweisung 
eine genaue fachärztliche Untersu- 
chung, die sich auch auf der. Rönt- 
gen- und Sputumbefund erstrecken 
soll. 

Die Gerson-Diat im Lichte der Fach- 
kritik. Von Stadtral Dr. Gett- 
kant. Med. Welt 1930. Nr. 23. 
Verfasser bespricht kritisch die 
bisher durch die Gorson-Diät angeb- 
lich erzielten Erfolge. Er weist dar- 
auf hin, daß sowohl durch d.os Koc'a- 
salzvecbot wie durch den Kochsalz- 
zusatz die gleichen Erfolge erzielt 
werden. Heilungen bei Knochen- 
tuberkulose sind bis jetzt nicht er- 
wiesen. Die Behandlung der Lua- 

S en tuberkulöse mit dieser Diät scha- 
ßt. Erfolge bei der Hauttuberku- 
Iogc sind zweifelhaft. F. Hcimann 

Ärztliche Berufsfragen. 

Credo, Aerzt« Spiegel (Ketzerbriefe). 
Adalbert Schutz- V erlag, Berlin, 


In unterhaltend geschriebenen 
Briefen werden die wichtigsten, den 
Aerzt eilend berührenden Fr*«en 
voa sozialistischer Warta an» Be- 
handelt. Crodfi vertteht es, die So- 
zialisierung des Heilwesens selbst 
kapitalistisch »Inges teilten Aarzten 
schmackhaft zu machen. Er setzt 
sich mit Liek und Horn eff er aus- 
einander and weist die übertrie- 
benen Vorwürfe dieser Beiden ge- 
gen die Sozialversicherung im Ein- 
zelnen zurück. 

Die allen Aerzten so peinliche, 
bevorstehende „Reform" der Kran- 
kenversicherung ist zum guten Teil 
auf die immer wiederholten Ankla- 
gen gegen die Sozialversicherung 
seitens solcher rechiseingesiellter 
Aerzte zurückzuführcu. 

F. RosenthaL 

Dr. Karl Heinrich Müller, Kuricr- 
frelhutt u. Xarpfnschertum. Eine 

medizioalrecbtüche Studie. Mon- 
tana-Verlag. Leipzig-Stuttgart. 

Mitteilungen der Wirtschaftlichen 
Organisation der Acrrie Wiens, 

Verlag Moritz Perle». Wien L 

Mitteilungen des Verbandes der kaz- 
seaärztKchca Vereine Wien*. 
Wien L 

Das Juni-Hell enthält u. Dr. 
S. Schick: Die Krankenversicherung 
im. Deutschen Reich: Dr. R. Lenk: 
Leber die zweckmäßige Einfügung 
der Röntgenologie in den kassen- 
ärztlichcn Dienst: Dr. A. Wilhabnr 
Arzt und Sport. 

Dr. C. Haedenkasnp, Zur Organisie- 
rung des ärztlichen Stande* 
Aerztl. Mitteilungen, Sonderheft 
zur 27. Hauptversammlung des 
Hartmannbandes. Juni 1930. 

Der Artikel beschäftigt »ich aus- 
führlich mit der Sozialisierung des 
Heilwesens, mit dem „Verein toz. 
Aerzte" und ganz besonders mit der 
eingelciteten Organisierung der 
Aerzte in der freien Gewc/kschaft 
Der Verfasser verwechselt mehrfach 
die S pitzeno rgaoisttion der Beam- 
ten, den AUgcm. Deutsches 
Beamtenbund mit dem Gt* 
samtvorband der Arbeit- 
nehmer der öffentlichen 
Betriebe, der eine Re:chsfar.h- 
gruppe, die Reichssektion Gerund- 
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heitswesen. besitzt. Ferner sucht 
Haedenkaap die neue Aerzte- 
gewerkschafi als parteipolitisch ge- 
bunden abzustempeln. Davon ist 
natürlich keine Rede. Mitglied kann 
Jeder Arzt werden, der auf dem 
Boden der freien Gewerkschaften 
steht. Die Gewerkschaft will die 
sozialen und wirtschaftlichen Inter- 
essen ihrer Mitglieder unter Aus- 
schluß aller parteipolitischen Bestre- 
bungen fördern. Im übrigen ist der 
Artikel geeignet, die Kollegen zum 
Ausbau der freien Aerztcgewerk- 
scbzfl anznspomen. B. B. 

Kurpfuscherei - Bekämpfung. Ein 
Merkbuch für den deutschen 
Arzt. 2. AufL Berlin- Wilmers- 
dorf, Motzstraße 36. 

Die Gewerbesteuer der freien Be- 
rufe in Preußen. Von R- A. Dr. 
A. Karger. Industrie. vertag, Ber- 
lin W 10. 

Zahntechniker-Zeitung, Organ des 
Verbandes der zahntechnischen 
Angestellten Oesterreichs. Wien 
VI. Gumpeacorferstraße 62. 

AUgem. Medizin. 

Praktikum der allergischen Krank- 
heiten. Mit 24 farbigen und einer 
mehrfarbigen Tafel. Moniana- 
Ver’.ag AG.. Mediz. Abt. Benno 
Vonegen, Horw.-Luzern, Leipzig, 
Stuttgart Preis gebd. 7.50 RM., 
Ganzleinen 9.50 RM. 

Aus dem Inhalt: I. Das Hfeufie- 
ber oder die Pollen- Allergie: Dr. 
Karl Hansen, a. o. Professor an der 
Universität Heidelberg. iL Aiter- 
^iscac Hautkrankheiten: Prof. Dr. 
Gg. Alexander Rost, Direktor der 
Uaiverritäts-Hautkliaik Freiburg im 
Breisgau. EL Allergisches Asthma: 
Dr. ocd. Hermann Dekker, Wald b. 
Solingen. 

Not und Tod durch Neubildung, vor- 
wiegend Krebs. Von Dr. Karl 
Ludv-i< Schmitz. Hochdruck-V er- 
lag. Düsseldorf 1930. 

Dia Broschüre enthält eine zan- 
snmkßige Darstellung der schnell 
zunehmenden Krebssterblichkeit und 
ihrer Ursachen. Daneben wird ein 
Vergleich zwischen der Sterblich- 
keit an Tuberkulose und Krebs ge- 



bt wie die TuberkulosesterblichkciL 
Im 20 Jahren sind z. B. in Düs- 
seldorf, dessen Krebs Verhältnisse 
besonders beleuchtet werden, die 
Zahlen auf je 1300 Einwohner um 
fast das Doppelte gestiegen. 

Die Therapie der Herzkrankheiten. 
Von Dr. C, Haeberlin. (Kleine 
Klinische Bücherei. Heft 27). 
Verlag „Der Prakt. Arzt'*. Oster- 
wieck a. H. 

Kurzer Leitfaden der praktischen 
Geburtshilfe. Von Prof. Dr. H. 
Walther, Lehrer an der Hebam- 
menlehranstalt in Gießen. (2. er- 
weiterte Auflage). Verlag Elwin 
Staude, Osterwieck a. H. Preis 
4.80 RM. 

Dr. Franz Heimann, Keine Kropi- 
prophvlaxc durch Jodkaliklora. 
Sonderabdruck aus der „Zahn- 
ärztlichen Rundschau". 39. Jahr- 
gang. Nr. 25. 

Ganzleinen 9.50 RM. 

Dr. Ernst Hanse, Fünfter allgem. 
ürzfL Kongreß für Psyehothera- 
pbie in Baden-Baden. Sonder- 
abdruck aus „Therapie der Ge- 
genwart". 1930. Heft 6. 


Verschiedenes 


Henri Barbusse, Rassie. Ernst Fl atu - 
marion, Paris. Preis 12 Frs. 

Dja Ehrenburg, Das Leben der 
Autos. Roman der Maschine. In 
Leinen 5.50 RM. Malik-Verlag, 
Berlin W 5P. 

Wera Figner, Nacht über Rußland. 
590 5. 26 Bilder. In Leinen geh. 
8. — RM. Malik-Verlag. 

Michail Tschumandrin, Konfitüren- 
fabrik RabI6 werke, 193«. Univer- 
sum-Bücherei, Berlin W 8. 

Nclti, von Han Ryner. 240 S. Ganz- 
leinen. Preis 5. — RM. .Vsy-Ver- 
lag, Berlin 034. 

W. O. K. S. T Organ der Gesellschaft 
für kulturelle Verbindung der 
Sowjetunion mit dem Auslande. 
1930. Nr. 1/3. 

Aus dem Inhalt: Sophie Farman: 
Die Lage der Frau in der Sowjet- 
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union; Kirche und Religion in der 
Sowjetunion; Die kulturelle Bedeu- 
tung der ununterbrochenen Arbeits- 
woche; Der Rundfunk; J. Tauber: 
Das Institut für experimentelle Me- 
dizin. 

Panait Jstr&ti, Drei Bücher über 
Sowjet-Rußland. 1. Bd. Auf fal- 
scher Bahn; 2. Bd. So geht es 
nicht!; 3. Bd. Rußland nackt. 


Bc. 1 u. 2 karL 2£0 RM.. 3c. 3 
kart. 3.80 RM. R. Piper & Co.. 
Verlag München 1930. 

Der Schulkampf, Organ der sozial. 
Höher. Schüler. 3. Jahrß. Heft 7. 
Berlin W 8. 

Sozialistisch - Akademirxbe Rund- 
schau. Studenten - Bewegung, 
Hochschulpolitik. Akademiker- 
fragen. 3. Jahrg. Nr. 6. 


Hinweis! Diesem Heft liegt ein Prospekt über Pesoletten der Fa. 
Dr. R. & Dr. O. Weil, Chcmisch-Phann.izeu'usche Fabrik, Frankfurt am 


Main, bei. 

Abdruck der Beiträge ist mit Genehmigung der Redaktion und unter Quellen - 
. angabe gestattet 

Preis des Heftes — .50 RM. 

Bestellungen durch den Verlag Dr. M. Flake, Berlin- V/ilaersdor: 

Waghäuseierstraße 19. 



Gewerkschaftliche Organisierung der Aerztc 

Innerhalb des Gesamtverbandes in der Reichssekt iou Gesundheit?-- esen 
hat sich eine Fachgruppe .Amte“ gebildet. Der frelgeverkscr.sFxh -rgan.sicrte 
Arzt und Zahnarzt ist, mit den Millionen Versicherten aufs er.gste ir. der Ge- 
werkschaft verbunden, in der Lage, wirksam für seine Interessen u: i eine 
großzügige Gesundheitspolitik zu wirken. _ 

Der Beitrag für fre'praktlzierende Kollegen und Assistenzärzte s: au. 3. 
monatlich, für Hiifsärwc auf Mk. 2.—, Tür Studenten und in der Ausbildung 
Begriffene auf Mk. 0.60 festgesetzt. 


j. , ...tu r. rk-im/l der Ärboltn«hmnr dar iffyntl. Bwtrtefco 

QeSamtVerDana und des Personen- und Wartavc-kcr: 


Reichsfachgruppe: Reichssektion Oesundhe tsv.-esen 

Berlin BO tfi, Hlefaaeiklreb-Pi«4x 4 





De; Sozialistische flrzt 

Vicrteljahrszeitschrift 
des „Vereins Sozialistischer Arzte“ 
roa ILSiomo: und Ewald ftW« 


At.- des: Isialt des letiten ”1 e f tß 8 : 
(Heft X, VL «aargaayj 

Die 3rotfrage als »aRtsgnfiaacheüliclJP 8 Prob: esu 
0. Pop .; — Eaaaaaimlid» Psi-ehotherapio,Siog- 
frled Uersfeld — Woran maf sieb der Am gmik. 
achaJtiich orgnaisterrn? PaalLtvy — Zur Reform 
dsa Media iaatudiaaa, Minna Fiale* — Le'.taStza 
des V. 8. A* ssr S •.sd.earefsrui. Georg Loewen- 
s;e.= — Vf> Förderung den Gebend heits-aresens in 
Sowjet-RnCUu»*, E. Rceal* — Zatalrrtlicti« Forde- 
rsnget E.?. — Bnadßchaa: F-.nacxreforni aeü 
Sozialpolitik SozUItyriace und Ac-ztoscfcnf. .* 
StdattjlMsiKl!* Tiulgbelt la ^Ylenar Schulen .• 
SS Jahre Rand llr Mctursefcutz .* Zar Frage des 
In; frwssjcts .• ‘Woetenhllfe und Siugilngsatarb- 
.• § 213-DTassa — Ass der soi-sllstl sehen 
Arm ekevegaag — Steher nnd Zeitsrhr.ttaa — 

Preis de* Heftes — .50 B3L 

Bestellungen durch den Verlag Dz. M. 
Flake, Benin •'Ä’ilmersdorf, Waghäu- 

»eler-Stxaßc 19 


Samt liehe 

Stmeihmaschliienarhelten 

ettuchl. Stenogrammaufnahme 
übernimmt 

Maraa Rotherr, Berlin-Nieder- 

schönhausen, ScSiloQ-AIIee 20, !!. 


Tätigkeit als 

Sekretärin 

H privat od. Büro (Schreibmasch-, 
Stenographie, franzöv, englisch, 
italicn. Spracbkennlnisse.) Gef.. 
Angebote unter F- 300. 


lfk übernehme sämtliche S;'irelbrcaa;tuacD- 
11 J* Arbeiten. 

AVhfiffO zuvcrllsil*. schnell. mit wissec- 
UiUvllC schädlicher Terrn'roloRic vertrant. 
Hin tlft elne wesentliche Erlcichteror.e 
IUI Alt» Ihrer Arbeit. 

M.WBnl.Eln.-lllineniciUacbii:rtetfT.42 


Carl Ringer &. Sohn, G.m.b H. 

BuohdrucRsrol 

sämtliche Gruc*saoh£n tür den 
arztl. Gebrauch. Di S oertot tonen. 
Formulare f jr Privat j.Goscnoft 

BERUN 5 59 / HASENHEIDE54 

Tel: Baerwold 3325 u. 332S 



Aufgabe In einem Bande 

Haraosg^trrw^n too Dr. Heinrich 

v Dr. Pail Petirrn und Dr. K. 

A. I .edler ;n>r M.tarbttt von 
weiteren S0 Anten und Forschern, 
1SOO S. 7»rt. 4M Abbüdnngea. GnazL 

RM. 33.- 

HonCopn'.hi«- und Naturheil* 
Tcrta;r»u sack. dem neues!"!. Stande der 
-V.-Kv.az — AcfliDkrhehrr Prospekt 
ntö illustriert«« Probeheft kuutealos 
dsreb ede Bach Handlung oder 

H I PPOKR ATES - VERLAO 

STUTTGART-LEIPZIG 


Monataachrift von 
Magnus Hlrmehfold 


Diese Monetsschrtft 
zoict auf sexuolwis- 
ser schädliche rn Ge- 
biet die Dinge wie sie 
sind, inte resssiertdoher 
jeden aufstrebenden 
MenscFon. 


Preis monatl: 1 .— RM. 

viertel. äh ri. 2.75 RM. 


iBffilinMS unb SwtWritt ©inJS. 

«nlta, 5n De« Sehen & 







KASSENWIRTSCHAFTLICH 

SIRAIf Expecforans 

Kassenpackung Mk. 1.75 

BROSEDAIf Sedativum 

Kassenpackung mit ca. 100 gr. Mk. 1.40 

EPITHEHSALBE Wundhellsalbe 

Kleinpackung Mk. 0.80 

MENOSTATICOM HSmostyptlkum 

Originalflasche ca. 50 gr. Mk 1.95 

PHEHAN AnflpyreHcum 

Kassenpackung 10 Stück 0,5 gr. Mk. 0.90 

THYMOSATUM Keuchhustenmlttel 

Originalflasche ca. 200 gr. Mk. 1.65 

Temmler- (derbe, BeriinJobonnistlioi 




